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Der Antrag wird dem Evang . Oberkirchenrat zur wei⸗

teren Veranlaſſung überwieſen .
Ebenſo wird die Eingabe des Herrn Walter Krebs , der

ſich an die Landesſynode wendet mit der Bitte um Be⸗

ſchaffung einer Anſtellung , an den Evang . Oberkirchen⸗
rat weitergeleitet .

Abgeordneter Schneider : Ich habe noch zwei Dinge
kurz zu ſagen :

Erſtens , daß wir im Finanzausſchuß auf dieſer Synode
entſprechend einem Beſchluß , den wir im Januar gefaßt
haben , uns noch damit befaſſen werden , das ſog . Diaſpora⸗
bauprogramm , das auf Grund der finanziellen Entwick⸗
lung in der Kirche planmäßig einmal erörtert werden
muß , zu beraten . Das iſt immerhin ein außerordentlich
wichtiger Punkt , der wohl den FA für einen Nachmittag
oder einen halben Vormittag in Anſpruch nehmen wird .
Wir werden dann dem Plenum entſprechend wohl eine
Vorlage machen .

Das zweite iſt , daß ich dieſes Mal nicht am Schluß
der Synode , ſondern am Anfang der Synode die Bitte
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ausſprechen möchte , daß wir einen Arbeitsplan durch⸗
halten und durchführen , der auch den Menſchen , die Ge⸗
meinſchaft und die Bruderſchaft , noch etwas zur Geltung
kommen läßt . Es ſollte m. E. unbedingt eine ſolche Dis⸗
ziplin in den Verhandlungen ſowohl der Ausſchüſſe wie
im Plenum durchgeführt werden bezw . möglich ſein , daß
wir die Abende wenigſtens für uns haben . Wir haben
vorhin mit Freuden vom Herrn Präſidenten gehört , daß
auch er der Auffaſſung iſt , daß wir möglichſt die Abende
frei zur Verfügung halten ſollten , einmal für den Vor⸗
trag des Herrn Landesbiſchofs über die kirchliche Lage in
der Oſtzone , zum andern daß wir unter uns noch ein
wenig ſein können nicht nur in Funktion der Synode ,
ſondern als Menſchen und chriſtliche Brüder .

Präſident Dr . Umhauer : Dieſe Worte des Herrn Kon⸗
ſynodalen Schneider entſprechen unſer aller Wunſch . Ich
ſchließe mich der Bitte an die Ausſchüſſe an , daß ſie ihre
Arbeit ſo einrichten , daß die Abende nach dem Abend⸗
eſſen frei bleiben .

Kreisdekan D. Maas ſpricht das Schlußgebet .
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Tagesordnung

A
Antrag des Herrn Landesbiſchofs betr . die Ausführung

des Kreisdekanats⸗Geſetzes

B.
Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes zu der Vorlage betr .

das Kirchenleitungsgeſetz
Berichterſtatter : Synodale D. Dr . v. Dietze
In Verbindung damit Bericht des Kleinen Verfaſſungs⸗

ausſchuſſes
2

Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über die Vorlagen2 —8 des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats :
1. Die Vereinigung der Evang . Kirchengemeinden Box⸗

berg und Wölchingen ( Vorlage 2),
2. Die Errichtung des Kirchenbezirks Baden⸗Baden

( Vorlage 3) ,
3. Die Errichtung der Evang . Kirchengemeinden Tengenund Aach und die Erweiterung des Kirchſpiels Engen

( Vorlage 4) ,
4. Die Errichtung einer Evang . Kirchengemeinde Mark⸗

dorf (Vorlage 5),
5. Die Errichtung einer Evang . Kirchengemeinde Schlien⸗

gen (Vorlage 6) ,
6. Die Errichtung der Evang . Kirchengemeinden Güten⸗
bach und Vöhrenbach ( Vorlage 7)

Berichterſtatter : Synodale Dr . Kuhn

D.
Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über den f

eines kirchlichen Geſetzes betr . die Abänderunglichen Wahlordnung und zu der Eingabe des EvangDekanats Karlsruhe⸗Land , ebenfalls die Abänderung derkirchlichen Wahlordnung betr .
Berichterſtatter : Synodale Dr . Kuhn

*

Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitſiden re tzung .

1 0 ſpricht das Eingangsgebet .
„Präſident Dr. Umhauer : Ich habe zunächſt ei Ein⸗

gänge bekannt zu geben :
852

Es iſt ein Antrag des Herrn Landesbiſchofs mir zu⸗
gegangen betr . die Ausführung des Kreisde⸗

kanatsgeſetzes . Ich darf bitten , den Antrag zu
verleſen .

A.

Abgeordneter Dr . Kuhn lieſt :
„ Mit Zuſtimmung des Erweiterten Evang . Ober⸗

kirchenrats bitte ich die Landesſynode zu beſchließen :
Die Beſtimmung des Geſetzes , die Errichtung von

Kreisdekanaten betr . vom 28. 11. 1945 § 2 Buchſtabe
b ruht hinſichtlich der Beſtellung des Kreisdekans für
Mittelbaden bis auf weiteres . Die Kirchenbezirke
Rheinbiſchofsheim und Karlsruhe⸗Stadt / Süden (künf⸗
tiger Kirchenbezirk Baden⸗Baden ) werden dem Kreis⸗
dekan von Südbaden , die übrigen Kirchenbezirke von

Mittelbaden dem Kreisdekan von Nordbaden zuge⸗

wieſen . 2

Begründung : 5
1. Die Beſetzung des Kreisdekanats Mittelbaden ſchei⸗

terte an der Schwierigkeit der Perſonenfrage .
2. Durch die Zoneneinteilung mußten zwangsläufig die

Kirchenbezirke Rheinbiſchofsheim und Karlsruhe⸗
Stadt / Süden vom Kreisdekan von Südbaden mik⸗

betreut werden , ſo daß nur noch die verbleibenden
Kirchenbezirke von Mittelbaden förmlich dem Kreis⸗

dekan von Nordbaden zugeteilt werden müßten .
53. Der Antrag ſoll den als Not empfundenen Zuſtan

eines nicht ausgeführten Geſetzes beenden .

Ich ſchlage Ihnen vor , daß wir dieſen Antrag ohne

Vorbereitung in einem Ausſchuß hier im Plenum beraten
und beſchließen . — Die Synode iſt mit dieſer Art der ge⸗

ſchäftlichen Behandlung einverſtanden .
Abgeordneter D. Dr . Schlink : Wir haben uns im Zu⸗

ſammenhang mit unſerer Beratung an zwei Stellen
dieſer Sitzung mit dem Kreisdekanat zu beſchäftigen.
Nämlich einmal innerhalb des Leitungsgeſetzes , wo 5
nun vorgeſchlagen wird , daß die Kreisdekane nicht 15
bisher mit beſchließender , ſondern mit beratender
an den Sitzungen des Erweiterten Evang . Oberkirch tsrats oder , wie es nun heißen ſoll , des Landestirhenen
teilnehmen ſollen . Der andere Vorſchlag , der die Krei
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dekane betrifft , iſt nun vom Herrn Landesbiſchof hier
gemacht worden . Ich würde es ſehr bedauern , wenn beide

Vorſchläge zuſammen etwa den Eindruck er ken würden ,
als ob das Amt des Kreisdekans nicht ſo wichtig ſei , wie
es tatſächlich wichtig iſt . Dder Grund für den Antrag des
Herrn Landesbiſchof iſt ja , wie wir wiſſen , darin zu
ſuchen , daß noch ſehr ſtarker Pfarrermangel hier in Baden
beſteht , und daß man Schwierigkeiten darin ſieht , nun aus
großen Gemeinden oder aus Dekanaten einen geeigneten
herauszureißen .

Ich möchte deshalb an dieſer Stelle mit Betonung zum
Ausdruck bringen , daß jedenfalls nach meiner Beobachtung
in Nordbaden das Amt des Kreisdek s ſich in ganz
hohem Maße bewährt hat , und daß es e inz großer Ver⸗
luſt wäre , wenn die Funktion des Kreisdekans nicht voll⸗
amtlich und mit ganzer Kraft aus den könnte . Ich
würde deshalb meinen , daß dieſer Vor g von Herri
Landesbiſchof nur akzeptiert werden kann —und ſo iſt er
ja wohl auch gemeint für die allernächſte Zeit des Per⸗
ſonalmangels , daß aber das Amt des Kreisdekans damit
ebenſowenig wie durch den anderen Antrag im Kirchen⸗
leitungsgeſetz irgendwie gemindert werden ſoll , ſondern
daß alle Kraft darauf konzentriert werden ſoll , das Amt ,
wie es urſprünglich vorgeſehen war , durch drei Amts⸗
träger in Baden vertreten zu laſſen .

Der Vorſitzende des Verfaſſungsausſchuſſes wird noch
dazu etwas vortragen , weshalb wir für die Kreisdekane
nur beratende Stimme im Landeskirchenrat beantragen .
Dieſer Gedanke kommt zu einem guten Teil aus dem Ver⸗
ſtändnis des Weſens des Amtes des Kreisdekans .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Da ich eben ausdrücklich
genannt wurde , möchte ich die Ausführungen des Kon⸗
ſynodalen Schlink bekräftigen und nur nach einer Rich⸗
tung ergänzen . Er hat von ſeinen Erfahrungen aus Nord⸗
baden geſprochen . Ich möchte ſagen , daß uns in Südbaden
das Amt des Kreisdekans nicht weniger lieb und ach⸗
tenswert iſt .

Abgeordneter Schneider : Herr Profeſſor Schlink hat
ſeiner Meinung Ausdruck gegeben , daß es ſich doch wohl
nur um eine vorübergehende Regelung handeln könne ,
was in dieſem Antrag des Herrn Landesbiſchofs ſeinen
Ausdruck fand . Ich glaube , es wäre für den Entſchluß der
Synode ſehr wichtig , wenn der Herr Landesbiſchof eine
Erklärung darüber abgeben würde , ob auch er tatſächlich
in dieſem Sinne ſeinen Antrag verſtanden wiſſen will .
Denn ich könnte mir denken , daß , wenn es wirklich nur
eine vorübergehende Sache wäre , man eigentlich wegen
eines halben Jahres oder eines Jahres nicht zu dieſer
neuen regionalen Einteilung ſchreiten müßte . Deshalb
wäre ich ſehr dankbar , wenn der Herr Landesbiſchof ſich
hierüber erklären könnte .

Landesbiſchof D. Bender : Ich bin bei meinem Antrag
davon ausgegangen , zunächſt einem Zuſtand ein Ende zu
machen , der mich und den Oberkirchenrat je länger deſto
mehr bedrückt hat , nämlich daß ein beſchloſſenes Geſetz
nicht ausgeführt worden iſt und zwar deshalb , weil wir
in der ganzen Zeit die Frage nach einem geeigneten
Mann nicht löſen konnten . Es iſt nicht gebeten worden ,
das Amt des Kreisdekanats überhaupt aufzuheben , ſon⸗
dern nur dieſen interimiſtiſchen , ſtreng genommen un⸗
geſetzlichen Zuſtand dadurch zu beenden , daß die Synode
zuſtimmt , es möge auf die Beſetzung des Kreisdekanats
Mittelbaden bis auf weiteres verzichtet werden .

Ich war ſeinerzeit ſehr für die Errichtung der Kreis⸗
dekanate und kann nur beſtätigen , auch aus meiner Sicht
und Erfahrung , was eben von einem Vertreter aus Nord⸗
und aus Südbaden über die Arbeit unſerer Kreisdekane
geſagt worden iſt . Eine Frage , die aber heute nicht ent⸗
ſchieden werden muß , iſt die , ob nicht das ganze Kirchen⸗
gebiet auf zwei Kreisdekane verteilt werden kann , oder
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ob es bei den drei Kreisdekanaten bleiben ſoll . Ich bin
mir bewußt , daß durch die Hinzunahme etlicher Bezirke
die Arbeit des Kreisdekans von Nordbaden ſtark ver⸗
größert wird . Wir werden aber ſehen , ob er es für möglich
hält , daß er dieſe Arbeit bewältigen kann . Wenn nicht ,
dann würde die Frage der Beſetzung des dritten Kreis⸗
dekanats offen bleiben .

Der Antrag des Herrn Landesbiſchofs wird mit allen
Stimmen bei einer Stimmenthaltung angenommen .

Präſident Dr . Umhauer : Weiterhin iſt eingegangen eine
Mitteilung des Evang . Oberkirchenrats , die Kenntnis
gibt von der Antwort des Innenminiſteriums von Baden⸗
Württemberg auf eine Eingabe des Oberkirchenrats betr .
Lichtſpielvorführungen am Karfreitag
und am Buß⸗ und Bettag .

Abgeordneter Dr . Kuhn verlieſt die Antwort des Innen⸗
miniſteriums :

„ Durch das württ . ⸗bad . Geſetz zur Anderung des Ge⸗
ſetzes über die Sonntage , Feſttage und Feiertage vom
5. November 195t ( Reg . Bl . S. 91 ) ſind an den be⸗
ſonders geſchützten Tagen Darbietungen ernſter Art , die
der Bedeutung des Tages angepaßt ſind , nach Beendi⸗
gung des Hauptgottesdienſtes am Vormittag zugelaſſen
worden . Das frühere Innenminiſterium Württemberg⸗
Baden hat hierzu in ſeinem Erlaß vom 6. November
1951 Nr . III 4320/283 beſtimmt , daß die Vorführung
von ſolchen Filmen und Werbevorſpannen geſtattet ſei ,
die von der Freiwilligen Selbſtkontrolle der Filmwirt⸗
ſchaft als geeignet für die beſonders geſchützten Tage
bezeichnet worden ſind . Das Innenminiſterium iſt dabei
davon ausgegangen , daß die Freiwillige Selbſtkontrolle
der Filmwirtſchaft nur ſolche Filme zulaſſen werde , die
der Bedeutung des Tages einigermaßen angepaßt ſind.
Nach den inzwiſchen getroffenen Feſtſtellungen iſt dies
jedoch nicht durchweg der Fall . Das Innenminiſterium
hält es für zweckmäßig , daß zunächſt verſucht wird , auf
die Freiwillige Selbſtkontrolle der Filmwirtſchaft da⸗
hingehend einzuwirken , daß bei der Freigabe der Filme
den kirchlichen Belangen mehr als bisher Rechnung ge⸗
tragen wird . Dabei können die Kirchen durch entſpre⸗
chende Weiſungen an ihre Vertreter zur Geltung kom⸗
men . Weiter beſteht wohl auch die Möglichkeit , über die
ſtändige Konferenz der Kultminiſter der Bundesländer
Einfluß auf die Tätigkeit der Selbſtkontrolle zu nehmen .

Aus dieſem Grunde hat das Innenminiſterium eine
Abſchrift Ihres Schreibens vom 15. Juli 1952 Nr . 13369
und eine Abſchrift dieſes Schreibens ſamt einem Bericht
des Regierungspräſidiums Nordbaden vom 28. Oktober
1952 dem Kultminiſterium überſandt . “
Die Synode nimmt das Schreiben ohne Ausſprache zur

Kenntnis .
B.

Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen nun zu Punkt 2
der Tagesordnung : Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes zu
der Vorlage betr . das Kirchenleitungsgeſetz . In
Verbindung damit der Bericht des Kleinen Verfaſſungs⸗
ausſchuſſes über ſeine Arbeit :

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze :
Der Verfaſſungsausſchuß hat in vier Sitzungen die ihm

von der Landesſynode zugewieſenen Angelegenheiten be⸗
raten , nämlich :

1) den Entwurf zum Kirchenleitungsgeſetz ;
2) die gedruckten Anlagen 2, 3, 4, 5, 6, 7 und 8;
3) die Eingabe des Dekanats Karlsruhe - Land vom 22.

April 1953 , dieſe in Verbindung mit der Anlage 8
( Abänderung der kirchlichen Wahlordnung ) .

Zu 2) und 3) wird der Synodale Dr . Kuhn der Landes⸗
ſynode berichten . Der nachfolgende Bericht betrifft nur
das Kirchenleitungsgeſetz .

Die Faſſung , welche die Landesſynode am 6. 1. 1953 in
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Leſung einſtimmig dem Entwurf eines Kirchen⸗

leitungsgeſetzes gegeben hat , iſt den Synodalen noch im

Januar in mehreren Stücken zugegangen und demzufolge

von ihnen in ihren Gemeinden und ſonſt im Lande be⸗

ſprochen worden . Der Berichterſtatter hat Anregungen zu

Abänderungen des Entwurfes erhalten , namentlich auf

ſeine Bitte von Profeſſor Erik Wolf in Freiburg ſowie

auf einem Ausſpracheabend des Männerwerks in Karls⸗

ruhe ( Mitte März ) . Er hat ſie , ſoweit er ſie für beachtens⸗

wert hielt , dem Präſidenten der Landesſynode in einem

Schreiben vom 20. 3. 1953 mitgeteilt , das dieſer verviel⸗

fältigt allen Synodalen zugeſandt hat , und zur Vor⸗

bereitung der Arbeiten des Verfaſſungsausſchuſſes eine

Sitzung des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes auf den

25. April abends nach Herrenalb berufen , zu der auch

alle Synodalen mit eingeladen wurden . Die wichtigſte

Anregung war : Die Legaldefinitionen in den 88 2, 11, 14

und 18 des Entwurfes zum Kirchenleitungsgeſetz wegzu⸗

laſſen . Demgegenüber ſprach ſich ein Schreiben des Ober⸗

kirchenrats D. Dr . Friedrich vom 14. April 1953 für die

Beibehaltung der Legaldefinitionen aus und machte Vor⸗

ſchläge für ihre Verbeſſerung .
Wenige Tage vor der jetzigen Tagung iſt dem Präſi⸗

denten der Landesſynode durch Pfarrer Voges⸗Mannheim
eine gedruckte , von Pfarrer Adolph⸗Singen und 67 anderen

unterzeichnete Eingabe zur Anderung des Leitungsgeſetzes
zugeſandt worden , die auch viele Synodalen mit der Poſt

erhalten haben . Der Kleine Verfaſſungsausſchuß hat in

ſeiner Sitzung vom 25. April , die am Nachmittag des
26. April fortgeſetzt wurde , ſich zunächſt mit dieſer Eingabe
befaßt und darüber dem Verfaſſungsausſchuß berichtet .

Der Bericht des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes enthält
im weſentlichen folgendes :

5 915 davon aus , daß die Landesſynode im Januar

0
er uffaſſung war, daß bei der endgültigen , dritten

eſung des Kirchenleitungsgeſetzes in der Frühjahrs⸗
tagung nur verhandelt und debattiert werden ſolle , wenn

weſentliche neue Geſichtspunkte kommen . Unter Beachtung
dieſer Auffaſſung haben wir die vorliegenden Anregungen
und namentlich die gedruckte Eingabe erörtert .

Wir bedauern , daß die Unterzeichner der Eingabe nicht
den Verſuch gemacht haben , ſie vor ihrer Verſendung mit

dem Kleinen Verfaſſungsausſchuß zu beſprechen , obwohl
ſie , wenigſtens aus dem gedruckten Bericht der ordentlichen
Tagung der Landesſynode vom Januar 1953 wiſſen

konnten, daß der von der Landesſynode 1948 eingeſetzte
Kleine Verfaſſungsausſchuß ſeit dem Sommer 1951 mit
der Ausarbeitung eines Entwurfes zum Kirchenleitungs⸗
geſetz befaßt iſt . Hätte eine Beſprechung ſtattgefunden , ſo

3
in der Eingabe die Wiederholung von Behi

Unklarheiten undWi 50 widerlegt ſind ſowie zahlreiche
1 ten

un Widerſprüche vermieden worden . Die
Eingabe iſt auch ſo ſpät verſandt worde ˖ 5

1 in, daß es uns
unmöglich war , noch vor der jetzigen Tagung de d
ſonode eine Beſprechung mit den Anterzeichnern nerdez⸗
zuführen. 9 erzeichnern herbei⸗

Der Kleine Verfaſſungsausſchuf die Gz 4

185
beraten . Er hat dabei redeu v w re

ritten Seite gebrachten Erläuterunge hinte
Alier⸗

ſchriften ſtehen und von Rientaneem hinter den Anter⸗

außerdem dieſe Erläuterungen mehrſ G fuß bſ
vor den Unterſchriften ſtehenden Vorſchle 102

8 orſchlägen wide
von den Anterſchriften99—. —

er in dobel zu ſolgenden Ergenniſſen getonmene gelec .
örgebniſſen gekommen .

0
I. Allgemeines

Die Eingabe enthält den Satz : . Ei Zei
e enth : „ Eine zur Zeit rf

geforderte Dreigliederung : Synode — e

zweiter

18

Sitzung

Landesbiſchof , iſt nur in rein lutheriſchen Kirchen möglich
und in Baden bis auf den heutigen Tag kirchenfremd . “
Wogegen ſich dieſer Satz richtet , können wir nicht ſehen;
denn der Entwurf des Kirchenleitungsgeſetzes hat in
keinem Stadium eine „ Dreigliederung “ vorgeſehen . Die

Behauptung , daß eine ſolche Dreigliederung nur in rein
lutheriſchen Kirchen möglich wäre , iſt unbegründet . Jeden⸗

falls haben gegen die im Entwurf vorgeſehene Verteilung
der Aufgaben auf vier Organe der Kirchenleitung auch
unſere reformierten Mitarbeiter und Berater keine kon⸗

feſſionellen Bedenken erhoben .

2) Die Behauptung , daß es in jeder Ordnung vertikal

ein Oben und Unten gebe , iſt falſch . Sie iſt offenbar ein

Überbleibſel aus der Wirkung der Propaganda , die für
das Führerprinzip getrieben wurde . Tatſächlich gibt es

ſowohl Unter⸗Ordnung wie auch Nebeneinander⸗Ordnung ,
und beide ſind Ordnungsformen . Lateiniſch ausgedrückt ;
Es ſowohl Subordination wie auch Koordination ,

und jedes von beiden kann einen Ordo verwirklichen . Die

Koordination iſt von führenden Staats⸗ und Geſellſchafts⸗
lehrern des 18. und 19. Jahrhunderts ſogar als die allein

vernü e, gottgewollte , natürliche Ordnung angeſehen

worden . Ein ſolcher Totalitäsanſpruch der Koordination

wird heute nicht mehr anerkannt . Ebenſowenig darf aber

ein Totalitätsanſpruch für die Subordination erhoben

werden . Der Vorwurf , daß das Prinzip horizontaler Ver⸗

zahnung in der Kirchenleitung die Grenzen der Verant⸗

wortung in ſchwärmeriſcher Weiſe vermiſche , iſt unver⸗

antwortlich .

—
S11gibt

IIl. Zu den einzelnen Vorſchlägen für Anderungen des

Leitungsgeſetzes
1) Zu 8

Neu ge
a )E

iſt der Abſatz 2.

hinzu : „ Alle Gliederungen der Leitung ſind

ode verantwortlich . “
b) Er läßt den Satz aus : „ Die Leitung der Landeskirche

geſchieht geiſtlich und rechtlich in unaufgebbarer Ein⸗

heit , wobei alles Recht allein dem Auftrage det

Kirche zu dienen hat . “

Zu a ) : Hier tritt uns der entſcheidende Anderungsvor⸗

ſchlag entgegen , demzufolge auch zu 8 14 vot⸗

geſchlagen wird , im Landeskirchenrat ein „oberſtes
Organ “ zur Leitung der Landeskirche zu ſchaffen.

Wir müſſen — auch abgeſehen von dem fürunſere
Landeskirche nicht paſſenden Ausdruck „Gliede⸗

rungen “ dieſen Vorſchlag ablehnen , und zwat

aus dem ernſten Bemühen heraus , das uns bei
allen bisherigen Arbeiten geleitet hat : Eine

Kirchenordnung zu ſchaffen , aus der die Kate⸗
gorien ſtaatsrechtlichen Denkens ausgeſchaltet ſind.

Der Vorſchlag bedeutet einen Rückfall in Gedan⸗
ten , die eine unangebrachte Parlamentariſietung
der Landesſynode bewirken und damit unweiger⸗

lich zu einer ſtändigen Bürokratiſierung des Ober⸗

kirchenrats führen würden . Er iſt auch unal⸗

nehmbar , weil der Landesbiſchof in ſeinem geif⸗
lichen Amt unmöglich der Landesſynodeveranl⸗
wortlich ſein kann .

Dieſer Vorſchlag entſpringt vermutlich der W
fürchtung , daß mit dem Hinweis auf die unaus

gebbare Einheit von geiſtlicher und rechtlicher
Leitung der Kirche die einzelnen kirchlichen Geſehe
oder Verordnungen gewiſſermaßen ſakroſankt 10
den ſollten , daß alſo nicht mehr auf ihte Be⸗
änderung hingearbeitet werden dürfte. Dieſe 1
fürchtung iſt nicht am Platze . Sie überſieht , 9
ausdrücklich betont wird , alles Rechthub in
Auftrage der Kirche zu dienen . Damit hnitſtel
keiner Weiſe verwehrt , daß Kirchengeſetze kriti

Zu b) :



werden , und daß auf den in der Kirchenordnung
gegebenen Wegen auf ihre Anderung hingear⸗
beitet wird . Im Gegenteil wird dadurch jedes
Kirchengeſetz ſtändig der prüfenden Frage unter⸗
worfen , ob ſein Inhalt dem Auftrage der Kirche
dient .

Zu 8 11:

Neugefaßt ſind die Abſätze 2 und 3.
Zu Abſatz 2: Der Vergleich mit dem Kirchengemeinderat
ſtimmt nicht . Auch durch den hier vorgebrachten Vor⸗
ſchlag würde der Oberkirchenrat ſtändig bürokratiſiert
werden , und der Weg zur berwindung bürokratiſchen
Gebarens eines Oberkirchenrats , um den ſchon lange
gekämpft wird , würde dadurch verbaut .

Zu Abſatz 3: Die Einfügung der theologiſchen Mitglieder
des Landeskirchenrats können wir nicht billigen ; denn
dadurch würde ein gehobener Pfarrerſtand geſchaffen
werden , der auch das Kanzelrecht in Anſpruch nehmen
könnte . Der letzte Satz , daß Abſatz d) des Entwurfes ,
der die Vor⸗ und Weiterbildung der Pfarrer betrifft ,
in Abſatz a) , wonach der Landesbiſchof die Diener im
kirchlichen Amt brüderlich berät uſw . , mit enthalten ſei ,
iſt uns unverſtändlich .

Zu 88 14 und 15 :
Den Namen „ Landeskirchenrat “ an Stelle der Bezeich⸗
nung „ Erweiterter Evang . Oberkirchenrat “ zu ſetzen ,
halten wir für eine dankenswerte Verbeſſerung . Ein
oberſtes Organ zur Leitung der Landeskirche zu ſchaffen ,
lehnen wir dagegen aus den bereits dargelegten Grün⸗
den ab.
Wenn die Oberkirchenräte im Landeskirchenrat nur
beratende Stimme erhalten , wird es kaum möglich ſein ,
Pfarrer oder Juriſten von Rang und Verantwortungs⸗
bewußtſein als Obertirchenräte zu gewinnen .
Die Befürchtung , daß die ſynodalen Vertreter im Lan⸗
deskirchenrat ſtets durch die Oberkirchenräte und die
Kreisdekane majoriſiert werden können , entſpricht kei⸗
neswegs den ſchon auf der Tagung der Landesſynode
vom Januar 1953 geſchilderten Erfahrungen , die im
Erweiterten Evang . Oberkirchenrat gemacht worden
ſind . Hier hat es niemals eine Frontſtellung der Ober⸗
kirchenräte gegen die Synodalen oder umgekehrt ge⸗
geben , und die Kreisdekane haben durchaus nicht regel⸗
mäßig die Auffaſſungen des Landesbiſchofs oder des
Oberkirchenrats unterſtützt . Einmütige Entſcheidungen
waren die Regel . Wenn Meinungsverſchiedenheiten
nicht behoben werden konnten , waren ſtets einige ſyno⸗
dale Mitglieder und Oberkirchenräte auf der einen ,
andere ſynodale Mitglieder und Oberkirchenräte auf
der anderen Seite , und jeder Kreisdekan entſchied ſich
völlig ſelbſtſtändig .
Immerhin könnte es zu unſerem Leidweſen im Landes⸗
kirchenrat einmal anders kommen . Man kann es daher
für angebracht halten , der Möglichkeit vorzubeugen , daß

die ſynodalen Mitglieder des Landeskirchenrats majo⸗
riſtert werden . Ein beſtimmter Vorſchlag , auf den ſich

die Mitglieder des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes zu⸗
nächſt einigten , iſt durch einen ſpäteren Antrag der Syn⸗
donalen Köhnlein , Barner und Schweikhart hinfällig
geworden . Der Kleine Verfaſſungsausſchuß hat daher
dieſen Antrag dem Verfaſſungsausſchuß vorgelegt . —
Der Verfaſſungsausſchuß hat den Bericht des Kleinen

Verfaſſungsausſchuſſes gebilligt . Er iſt außerdem dem
Vorſchlage des Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes gefolgt ,

eine Beibehaltung und Verbeſſerung der Legaldefini⸗
tionen in den 88 2, 11, 14, und 18 des Entwurfs zum

Kirchenleitungsgeſetz zu verſuchen . Die aus ſeinen Be⸗
ratungen hervorgegangenen Vorſchläge , die für Ande⸗
rungen in dem am 6. 1. 1953 von der Landesſynode in
zweiter Leſung angenommenen Entwurfe des Kirchen⸗
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leitungsgeſetzes gemacht werden , ſind den Synodalen
durch Vervielfältigung vorgelegt worden . Zu ihrer Be⸗
gründung iſt zu ſagen :
Als wichtig möchte ich eigentlich nur anſehen die vor⸗
geſchlagenen Anderungen zu
§S 15 ( Zuſammenſetzung des Landeskirchenrats ) und zu
§ 2 Abſ . 1, § 11 Abſ . 1, § 14 Abſ . 1 und § 18 Abſ . 1, in
denen die Legaldefinitionen für die Landesſynode , den
Landesbiſchof , den Landeskirchenrat und den Ober⸗
kirchenrat neu gefaßt ſind .
Der beſonders lange Anderungsvorſchlag zu § 18 Abſ . 2
( Aufgaben des Oberkirchenrats ) hat ſachlich wenig zu
bedeuten . Er ſoll hauptſächlich einer ſprachlichen Ver⸗
beſſerung dienen . Hier werden nämlich , ebenſo wie bei
den Aufgaben der Landesſynode , des Landesbiſchofs
und des Landeskirchenrates , nunmehr an Stelle von
Hauptwörtern Zeitwörter verwendet .

1) Zur Zuſammenſetzung des Landeskirchenrates : Der
Ausſchuß hat ernſtlich erwogen , ob eine Anderung der
bisher vorgeſchlagenen Zuſammenſetzung jetzt überhaupt
vorgenommen werden ſoll . Wenn einmal die ſynodalen
Mitglieder ſich majoriſiert fühlen müßten , könnte die
Landesſynode ja ohnehin die Zuſammenſetzung des
Landeskirchenrates ändern , und in ſolcher Lage würde
ſich vorausſichtlich die erforderliche Zweidrittelmehrheit
finden . Der Ausſchuß hat ſich dann aber den Wünſchen
der Mitglieder nicht verſchloſſen , die ſchon jetzt eine
Anderung empfahlen , damit Mißverſtändniſſe und Miß⸗
trauen im Lande leichter überwunden werden können .
Der Ausſchuß iſt ſich jedoch darin einig , daß er nicht
etwa einer Frontbildung ſowie einem Mehrheits⸗ und
Machtſtreben im Landeskirchenrat Vorſchub leiſten will .
Die Parität zwiſchen ſynodalen Mitgliedern und Ober⸗
kirchenräten hielt er für vereinbar mit dem Aufbau
unſerer Kirchenordnung , dagegen nicht Beſtrebungen ,
die eine Mehrheit der ſynodalen Mitglieder im Landes⸗
kirchenrate ſicherſtellen möchten . Schematiſch läßt ſich die
Parität nicht verwirklichen , da das im Landeskirchenrat
dringend erwünſchte Mitglied der Evang . ⸗Theol . Fakul⸗
tät der Univerſität Heidelberg eine Sonderſtellung hat .
Nach eingehenden Erwägungen halten wir unſeren Vor⸗
ſchlag für geeignet , den Wünſchen für eine Stärkung
des ſynodalen Elementes im Landeskirchenrat Rechnung
zu tragen , ohne den Grundgedanken unſerer Kirchen⸗
ordnung zu widerſprechen .
Die Kreisdekane haben ſich ſelbſt damit einverſtanden
erklärt , daß ſie dem Landeskirchenrat künftig mit bera⸗
tender Stimme angehören . Sie haben dies getan , um
dem Ausſchuſſe zu helfen , damit er einen geeigneten
Vorſchlag finden könne , bei dem die Zahl der Mit⸗
glieder des Landeskirchenrates auch nicht unzweckmäßig
groß wird .

2) Zu den Legaldefinitionen .
Der Ausſchuß hat Entwürfe , die von Profeſſor Erik
Wolf , von Oberkirchenrat Friedrich und von Profeſſor
Schlink gemacht wurden , gründlich geprüft . Er iſt ein⸗
mütig zu der Überzeugung gelangt , daß die jetzt vor⸗
geſchlagenen Faſſungen keine konfeſſionellen Bedenken
hervorrufen . Das Wort „ leiten “ iſt , wie auch ſchon
bisher in unſerer kirchlichen Geſetzgebung , nicht in dem
Sinne eines politiſchen Führens verwendet , ſondern in
der Bedeutung des neuteſtamentlichen „ Weiden “ . Dem⸗
nach war die Frage , ob Legaldefinitionen beibehalten
werden ſollen , nur noch von untergeordneter Bedeutung .
Sie wurde von der Mehrheit des Ausſchuſſes bejaht .
Auch bei der Verwendung des Wortes „ berufen “ ſehen
wir keine konfeſſionellen Bedenken . Wir gebrauchen es
namentlich bei der Definition der Landesſynode , nicht
im Sinne einer vocatio , die ſubſtantiell nur der Hl .
Geiſt bewirken kann ; ſondern wir ſetzen nur den Sprach⸗



gebnauch ) den Wahlondnung von 1946 fort , die in § 30

ſagt : „ Die Landesſipmode beſteht aus ' : c) . . 0) 10 vom

dem Lamdesbiſſchoff zuu Deruffenden Symodalen . “

Ich ) bittte nummehr den in der Tagesordnung vorgeſe⸗
hhenem Vericht bes Kleinen Verfaſſungsausſchuſſes gleich

anſchlließem zm dünfem , da er einiges enthält , was auch

fün diee heuttüge Berumtung des Kiuchenleitungsgeſetzes

miſſenswert ſeim dünfte . En klanm ſehr kurz gehalten
wendem .

1) Das Gutlachtem der Heidelbenger Theol . Fakultät iſt Dis

auff wenige nedaktiomelle Anderungem fertiggeſtellt . Wir

dünfem den endgültigem Teyt im kunzer Zeit erwarten .

Dem Inhalt kennem min bishher aus vertraulichem Mit⸗

teilungem num im allgemeinem Zügen . Wir kännen dar⸗

aus entnehmen , daß der Kleine Verfaſſungsausſchuß
ſeinem Aubeitspllam micht zu ämderm braucht .

2) Win habem uns vongenommen , als nächſtes den Emt⸗

wumff füün eim Kirchengeſetz üben die Gemeinde auszu⸗
aubeitem und heute Voumittag beveits darüber bera
Dabei ſind zweifellos Fragem üben die Zugehöri
zum Lamdeskinche zu kläven . Vorausſichtlichh wüird hierbei
auch ſchom die Stellung des Pfaurers in der Gemeinde

zu behandelm ſein . Im Anſchlußß daram wollem wir er⸗
ünterm im welchen Weiſe die Mitſprache der Pfarrer bei
den Vonbereitung birchlichen Geſetze geordnet werden
bamm. Späten ſolll den Entwurnf fün ein Pfauvrergeſetz
fülgem , im dem alle Veſtümmungem über die Stellung
des Pfaunnens zuſammengefaßt werden . Schlüeßlich ſollen
unten Beachtung des Heidelbenger Gutachtens die All⸗
gemeinem Veſtümmmungem und die Präambel der Kirch⸗
lichem Gunundordnung beaubeitet werden . Obh ſchom auf
den Heubſttagung den Landesſymode ein vom Kleinen
Venfaſſungsausſchuß ; beunbeiteter neuer Geſetzentwunf
Lermtem werdem klanm, läßt ſich) woch) micht übeufehen .

) Der Vonſitzende des Kleinem Verfaſſunngsausſchuſſes be⸗
abſichtügt , alsbaldd mach den Verabſchiedung des Kirchen⸗
leitungsgeſetzes dunch die Landesſynode am jedem Unter⸗
deichmen den geduuckten Eingabe ein Stück des Vericht
äu ſendem , dem en ſaebem im Namem des Verfaſſungs⸗
ausſchuſſes den Symode gegeben hat , und in einem Be⸗

gleitſchueiben zunm Ausdwuck zul bwingen , daß die Mit⸗
glieden des Kleimen Verfaſſſungsausſſchuſſes ſich micht ver⸗
ſagen mollem, wenm die Umterzeichmen eine Beſpwechumg
ihwen Eimgable wünſchem .

„Prüſident Dr . Umhhauer : Im der zweiten Leſung im
Jamuam dieſes Jahnes iſtt bereits einſtimmig ein Entwurf
gutgeheißem wondem , den Ihnen jaa allen vonli gt . Win
wollemunſere eutige Beſpwechumg auff diejenigen Punmkte

beſchrünken, denem Anderung vom Seitem des Ferfaſſungs⸗
ausſchuſſes vorgeſchlagen iſt , es ſei denn , daß einer der
Symodulen ui einem den Panagwaphem , die ich einzeln
auftufem wende, beſondenve Bemenkungen oder Abände⸗

We
äußenm ſollte .

„ Es komumt num zumächſt einmall gemerell in Frage , oh Sie
die Anderung der Vezuichnung 3 — Ene Dier⸗
küwchennat “ im „Lumdeskinchennat“ guthe iſßenm mullem

Zun Geſchäftsoudnung Abgeondmeten Dr. Schmechel: Iſtes mügluch , wie Sie eben anmgeregt habben , daß zum ſteine
— mnmine meuntbin auff dem Ausſchuſßbenichtt er⸗

10 110 105
Ichh münde ausdwücklichh damum bittten , daß

Präſident Dr . Umhauer : Sie abem den Geſchäftsond⸗

numgsuntruag gehürt . Ich Laſſſe Wemker
2

Gurnge⸗ 0¹5 dumächſt im eine Generuldebatte üben
dem Ausſchußbericht eingetretem wendem ſall.Den Antrag wird mitt allen gegen 11 Stimmen bei
5 Emthhalttungen aligelehnmt.

Jum Geſchäftsondnung Abgeondneten D i ö8 auung Abgeordneten Dr. Uhrig : Jeh
ſtelle dem Amtumg, , die Ausſſpuache und Al 8
mangem zu wertagem , da ich) ehen erſt die Duuckſaache im die
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Hamd bekommem halbe umnd mmüdh ſch ſähhmelll mücht orientieren
Lamm. Heute lämmte

Präſidemt Dr . Um

ordmungsamtrag geh
dieſem Amtrag .

Abgeordneter Schmeider : Ich bedaumne , daß vorhin bei
der Abſſt inumung ums michtt zu eimer allgemeinen Aus⸗
ſprache die Gelegenl gegebem wordem iſt . Dann wäre
einem Anſuche 5 Komſwymaodale Uhrig geſtellt hat,

ſiche rlüch inn wore Udchemunondem . Wir bekämen auf⸗
grund der allgemn usſſprcache eimem Aberblick , um was
es geht , und es me Verwindung zu den früheren

handlungem gefumdem wordem . Jch weiß nicht , warum
im dieſe it wordem iſt . Das iſt doch

ein ſo wichtig mmam wicht einfach unter⸗
ſchreilbem ſoll .

die habem audh dieſen Geſchäfts⸗
rt . Ichh Pütte umm Wortmeldungen zu

h mächte hierzu geſchäfts⸗
„Daſß üch) das , was die beiden

dem einzelnen Para⸗
Jch glaube , es iſt auch

mdlumqg ſolcher Vorlagen
bem. Die haben wir aber

dh Iediglich noch
m Leſung in Form

maturgemäfß zu den ein⸗

immungem eine Debhatte offfem Läßt . Ich glaube ,
bas die beiden Herrem Vorredmer wermiſſen , da⸗

durchh n Holt werd „unnd zumar zu jedem einzelnen
Punkt . Ich ſehe e ich mücht , mworim ein Hindernis er⸗
blückt werden känmte .

Abgeordneter Dr . Schunechel : Jalh mückhte kurz begründen ,
warum mich die Ablehmunng eimer Gemeraldebatte nicht

Oudmungsgemäß erwähnm
Herren Vo

0 erürtert

allgemeine Puc

eine allgem
im Jamuar ge
um die

zelmem Beſ
daß Das

befriedigt . Die Re der Pumlte , über die jetzt
dislutiert wind , iſt mi „ Daſß dem Mechmumg getragen

madalle Uhhrig eben angeführtbe
der Verhandlung viel mehr

nierumg morzumelhmen . Auch die
ie

ich michtt am den Verhand⸗
mammmem Halben , kännen hinein⸗

bim damhbar dafür , daß durch

Sſprache ein Entgegen⸗
re Peſſer geweſen , wenn

tig geweſem und eine kurze
icht worden wäre . Abet

werden kamm, uoe

kommen in d
die Art der

ückunng
Auulsſinallgemeine 0

vielleicht würd dunch d te Vereitmilligkeit der An⸗

trag Uhrig hinfälllig . ̃
Präſident Dr . Umhauer : Ich glaulbe , Herr Dr. Ahrig ,

das , was Sie vermiſſen , würd kommmem, umd zwar konzen⸗

triert auff die Pumltte , auff dite mrür mmſewe Veratung und

eine etwaige Veſchllußßfaſſungg zum Ergebnis det

Jamuartagung beſchrämlem molllem .

Abgeordneter Dr . Uhräg : Ich müchtte mur feſiſtellen , ich

eim derartiges Geſchäftsord⸗
k richtet ſich nicht gegen den

gen die VBrüder , die eben in ſtarker

muf Gemeraldebatte abgelehnt haben .

wür vor ſangem, Eüime Wbſtimmung zu den
Pumkten , die num machh einer werhältnismäßig

f
m ſſalll , fälllt mün ſechuwer, und ich kann

übeuſehem , ald ickh zuſſtiümmmem kamm.

dneten D. Dr . m. Diethe : Wemm jetzt der Ausdruck

überfahren “ gebraucht munde , ſo mufß ich doch noch

ein Ichh walltte Sie , lieber Vruder
9 zurürlzuſtellen , bis Sie übet,

dieſen eingelnem Anderungen , die
1 ſind , und aus den

tffit den — und wie
enten ja auch in

denſollen — ob da⸗

glichbeit ergäbt , heute noch zu

künmem, ol
Hien vom N



einer Abſtimmung zu kommen . Ich bedaure es auch , daß
dieſe Generaldebatte , für die ich vorhin auch geſtimmt habe ,
jetzt nicht normal ſtattfindet . Aber ich darf auch erinnern :
Wir haben als Kleiner Verfaſſungsausſchuß zu dieſen
Fragen auf 25. April extra früher hierher zu einer Sitzung
eingeladen , um allen Synodalen die Möglichkeit zu geben ,
an dieſen Beratungen teilzunehmen und ſich zu unter⸗
richten . Wir haben am Sonntagnachmittag in der gleichen
Weiſe die Beratungen des Kleinen VA fortgeſetzt . Wir
konnten bei den Verhandlungen des Kleinen VA und beiden Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes ſicherlich
nicht auf die Teilnahme aller Synodalen rechnen , da der
Hauptausſchuß gleichzeitig tagte , aber wir konnten nun
auch unmöglich die Vervielfältigungen früher fertigſtellen .
Sie ſind heute Mittag heraufgekommen und jetzt verteilt
worden . Ich möchte deshalb bitten , jetzt hier keine Vor⸗
würfe zu erheben und keine Anträ zu ſtellen . Es wird
ſich ja , wenn wir die einzelnen Beſtimmungen durchge⸗
ſprochen haben , zeigen , ob die Synodalen insgeſamt glau⸗
ben , ſich genügend unterrichtet zu haben und unterrichtetworden zu ſein , um zu einer Abſtimmung heute ſchreiten
zu können .

Abgeordneter Schneider : Ich möchte einen Vorſchlag zur
Güte machen : Wenn wir jetzt in die Einzelberatung ein⸗
treten , kommen wir zunächſt zu Punkt 1 „ Allgemeine Be⸗
ſtimmungen “ . Der Herr Präſident möge bei dieſen Allge⸗
meinen Beſtimmungen uns „ etwas allgemein “ ſprechen
laſſen . Ich glaube doch, dann kommt alles zur Sprache !

Präſident Dr . Umhauer : Einverſtanden ! Ich werde alſo
ſo vorgehen , daß ich den Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes
zur Grundlage der Ausſprache mache und rufe auf :

I. Allgemeines : Hier iſt insbeſondere die Frage , ob eine
Dreigliederung : Synode — Oberkirchenrat — Landes⸗
biſchof eintreten ſoll .

Zweitens, ob der Erweiterte Evangeliſche Oberkirchenratdie Bezeichnung „ Landeskirchenrat “ erhalten ſoll .
Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich mache Gebrauch von

der Erlaubnis , eine allgemeine Reaktion auf den Aus⸗
ſchußbericht zu geben . Ich meine , was hier geſagt werden
ſollte , das ſollte nicht nachher bei den einzelnen Para⸗
graphen geſagt werden . Ich bin ja weder Theologe noch
Juriſt , ſondern ein in keiner Weiſe ſachverſtändiger Laie .

Aber ich habe den Eindruck , daß ſo, wie ich reagiert habe
auf den Ausſchußbericht , eine ganze Reihe von anderen
Laienbrüdern auch reagiert , die aber leider ſich ſcheuen ,

das zu ſagen . Und deswegen wollte ich mir erlauben , das
hier zum Ausdruck zu bringen .

Es wird uns ja manchmal der Vorwurf gemacht , daß
wir den ſachverſtändigen Fachleuten zu ſehr vertrauten
und zu ſchnell bereit wären , mit dem Kopf zu nicken . Ich

wollte dem widerſprechen und ſagen , daß wir , auch wenn
wir nicht ſachverſtändig ſind in Verwaltungsfragen , doch
ſcharf hinhören und uns unſere Meinung bilden und wenn

wir ſie gebildet haben , auch vertreten . Ich möchte das an
einem Punkt , der eine beſondere Rolle ſpielt bei dem
Leitungsgeſetz, zu ſagen verſuchen .

Ich möchte an unſere Ausſprache bei der zweiten Leſung
erinnern . Da haben ſich unſere Überlegungen ja beſondersmit dem Vorwurf beſchäftigt , der uns von draußen gemacht
worden iſt , wir träfen geſetzliche Maßnahmen und richteten
mit dieſen geſetzlichen Maßnahmen ſo etwas wie eine
falſche geiſtliche Macht auf . Man ſagte , wohl kann die

Kirche der Geſetze nicht entbehren bei der Regelung ihres
äußeren Standes . Geiſtliche Dinge dürften jedoch damit
nicht verquickt werden . Wir haben dann bei unſerer Ta⸗
gung im Januar feſtgeſtellt , daß dieſer allgemeine Vor⸗
wurf unzutreffend iſt . Dieſer Vorwurf iſt auch in der da⸗
maligen kraſſen und primitiven Form jetzt nicht wieder
erhoben worden . Stillſchweigend iſt anſcheinend zuge⸗
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ſtanden worden , eine kirchliche Ordnung eigener evan⸗
geliſcher Prägung müſſe ſein . Aber was uns nun als
evangeliſche Ordnung empfohlen wird von den Krititern
draußen , das iſt , wie wir nun doch feſtgeſtellt haben , keine
kirchliche Ordnung .

Man ſagt nämlich folgendes : Kirchliche Ordnung , ja⸗
wohl , aber kirchliche Ordnung darf nicht heißen Chriſto⸗
kratie , Chriſtusherrſchaft . Man ſagt , wir brauchen eine
doppelte Leitung , eine geiſtliche durch Predigt und Sakra⸗
mente , und eine organiſatoriſche Leitung durch Verwal⸗
tungsmaßnahmen . Man ſagt , in der römiſchen Kirche
werde zwiſchen beiden Arten der Leitung nicht unter⸗
ſchieden . Dieſes Gleichſetzen von geiſtlicher Leitung und
Verwaltung dürfe es aber bei uns Evangeliſchen nicht
geben . Man ſagt , das Leitungsgeſetz verfalle in dieſes
katholiſche Extrem offenſichtlich auf Grund der bitteren
Erfahrungen im Dritten Reich , wo ja geiſtliche Leitung
und Verwaltung getrennt wurden . Beim Gleichſetzen müſſe
jede Kritik an Verwaltungsmaßnahmen wie ein Angriff
auf die geiſtliche Autorität der Kirchenleitung wirken⸗ Das
ſei unerwünſcht . Andererſeits , ſagt man , werde vor lauter
geiſtlicher Leitung in der Verwaltung das Nächſtliegende
und Notwendige überſehen . Alſo praktiſch geſprochen : Die
Oberkirchenräte ſollen reine Verwaltungsorgane ſein . Sie
ſollen deshalb im Landeskirchenrat , im Erweiterten Evang .
Oberkirchenrat , kein Stimmrecht haben . Auf dieſe Weiſe
will man die Perſonalunion von geiſtlicher Leitung und
Verwaltungsſeite ausſchalten und der angeblichen Gefahr
katholiſierender Tendenz vorbeugen . Alſo dieſe Teilung
von geiſtlicher Leitung und Verwaltung , wie ſie im Dritten
Reich ausgeprägt war , das ſoll anſcheinend die richtige
evangeliſche Ordnung ſein .

Nun haben wir unter der Führung des Verfaſſungs⸗
ausſchuſſes erkannt , daß das , was uns hier als evangeliſche
Ordnung empfohlen wird , die Trennung von geiſtlicher
Leitung und Verwaltung , nicht kirchlich gedacht iſt , ſondern
aus dem Staatsrecht kommt . Da ſieht das ſo aus : Die
politiſche Staatsleitung ſtellt objettive Normen und Grund⸗
ſätze heraus , während der Verwaltung ihre Durchführung
zufällt . Die politiſche Ordnung ſtellt die politiſchen Ziele
auf , die Verwaltung hat ſie zu verwirklichen . Nun iſt aber
deutlich , daß man ſchon auf der ſäkularen politiſchen Ebene
mit dieſer völligen Trennung von politiſcher Leitung und
Verwaltung gar nicht durchkommt . Wir kennen ja die
Schmerzen , die mit dem Schlagwort ausgedrückt ſind
„Herrſchaft des Apparats “ als Kennzeichen unſerer Zeit .
Und wenn das ſchon auf der ſäkularen Ebene erkannt und
bekämpft wird , wieviel mehr in der Kirchel Man kommt
in der Kirche , die ein Stück Verwirklichung der Chriſtus⸗
herrſchaft ſein ſoll und damit viel mehr unter dem Geſichts⸗
punkt geiſtlicher Art zu ſehen iſt , in keiner Weiſe durch
mit dieſer berordnung von Leitung und Unterordnung
von Verwaltung . Vielmehr kann es in der kirchlichen
Ordnung nur ein Zuſammenwirken , eine Koordination
geben . Auch die , die Verwaltung verſehen , müſſen an der
Geſamtverantwortung für die Leitung beteiligt ſein . Sonſt
iſt die Herrſchaft des Apparates unausbleiblich . Geſchieht
das nicht , ſo bekommt man ſubalterne Geiſter und ihre
Herrſchaft . Das Kennzeichen der ſubalternen Geiſter —
das wiſſen wir —iſt eben nicht das dienende , verſtändnis⸗
volle Sicheinfügen , ſondern anonyme Herrſchaft , die ſchlim⸗
mer iſt als offenbarer Totalitarismus . Dann haben wir
ſtatt der Chriſtokratie die Bürokratie .

Damit iſt an einem Hauptpunkt aufgezeigt , weswegen
wir dem Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes zuſtimmen .
Es wäre falſch , den Oberkirchenräten das Stimmrecht und
damit die offene Mitverantwortung zu nehmen . Es wäre
auch falſch , das Stimmenverhältnis durch ſynodale Mehr⸗
heit zu ändern , in der Hoffnung , damit das ſynodale
Element zu ſtärken . Dieſer ganze Anſatz betont politiſch⸗
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ſäkularen Denkens hat im kirchlichen Raum keine Ver⸗
heißung und Berechtigung . Wir kommen damit auf die
ſchiefe Ebene machtpolitiſchen Denkens . Worauf es bei den

Organen der Leitung ankommt , iſt folgendes : Dieſe Or⸗
gane müſſen ſo miteinander verzahnt werden, daß Gegen⸗

ſätzlichteiten und widerſtreitende Beſtrebungen unter⸗
einander in geſchäftlichen Dingen ausgetragen werden in
der ſauberen Luft einer ſachlichen Auseinanderſetzung mit

evangeliſcher Verantwortung . Weil das im Erweiterten
Evang . Oberkirchenrat z. B. bisher ſchon bei aller unſerer

Schwachheit , die uns anhaftet , geſchehen iſt und trotz dem

bisherigen Überwiegen der Stimmen von Oberkirchenrat
und Kreisdekanen über die ſynodalen Stimmen , darum

möchte ich im Blick auf die Ausführungen des Verfaſſungs⸗
ausſchuſſes den Hebel nicht hier anſetzen , ſondern woanders .

Noch eine kurze Bemerkung darüber , in welcher Richtung
m. E. aus meiner Erfahrung die eigentliche Löſung liegen
könnte Ich habe mich gewundert , daß bei den Auseinander⸗

ſetzungen im Januar und jetzt wieder über einen wichtige

Paragraphen des Leitungsgeſetzes hinweggegangen worden

iſt , als ob er gar nicht da wäre und nicht wichtig wäre . Das

iſt der Paragraph , in dem davon die Rede iſt , daß Mit⸗
gliedern des Landeskirchenrates oder des Erweiterten
Evang . Oberkirchenrats über alle Angelegenheiten Aus⸗
kunft zu geben iſt , daß ſie auf dem Laufenden zu halten
ſind , und daß ihnen Akteneinſicht zu geben iſt , alſo eine
noch ſtärkere und intenſivere Mitbeteiligung . Hierdurch iſt
der Gefahr vorgebeugt , daß die Synodalen einſeitig dem
Übergewicht des aktenkundigen Oberkirchenrats ausgeſetzt
find . Ich ſelber habe gelegentlich die Möglichkeit gehabt ,
davon Gebrauch zu machen . Das Ergebnis war merk⸗
würdig , ich will es Ihnen nicht vorenthalten . Nachdem ich
die Akten eingeſehen hatte , habe ich erſt erkannt , wie
ſchwierig die Entſcheidung iſt , und ich war gar nicht mehr
ſo erpicht darauf , die Verantwortung allein zu tragen .
Und es war mir ganz recht , daß der Oberkirchenrat , die
Oberkirchenräte , die Verantwortung ausdrücklich mitzu⸗
tragen haben und daß die Verantwortung nicht allein auf
uns abgeladen iſt . Und ſolche Fragen , die nicht einfach
liegen , werden meiſt in den Sitzungen des Erweiterten
Evang . Oberkirchenrats behandelt .

Alſo zum Schluß : Manchmal hängt die Kritik am Ober⸗
kirchenrat , wovon man ja zuweilen ſpricht , damit zu⸗
ſammen , daß nicht immer eine Möglichkeit beſteht , über
dieſe Arbeit in geeigneter Weiſe zu unterrichten . And
vielleicht müßte man nach einer Möglichkeit dafür ſuchen .
Jedenfalls ſind die Vorſchläge , die von außen gemacht
worden ſind und darauf hinausliefen , in eine äußere
machtmäßige Form der ſynodalen Leitungstätigkeit hin⸗
einzuführen , kein geeignetes Mittel im kirchlichen Raum .
Vielmehr müſſen wir auf der Linie bleiben , auf der wir
uns nach 1945 bewegt haben , und ich habe die Überzeugung ,
daß da die Möglichkeit der Löſung liegt .

8

Der Verfaſſungsausſchuß hat unter einer ſehr umſich⸗
tigen und ſehr erfahrenen Leitung geſtanden mit ſeinem

Vorfitzenden . Er hat eine Arbeit geleiſtet , die ich noch nie
ſo gewürdigt habe wie dieſes Mal , wo man durch die
Einwendungen von draußen hineingetrieben worden iſt in
eine klare Entſcheidung . Wie ſorgfältig die Vorarbeit des

Verfaſſungsausſchuſſes, auch des Kleinen Verfaſſungsaus⸗
ſchuſſes geweſen iſt , das iſt uns beſonders bei dieſer Gele⸗

genheit zum Bewußtſein gekommen . Es ſchadet hier m. E.
auch nichts , daß dieſe ausgiebige Ausſprache ſtattgefunden
hat ; denn dadurch iſt das alles deutlicher geworden . Und

man möchte nur wünſchen , daß die , welche nicht böswilligeKritik üben , ſondern der Sache dienen wollen , nun von
der Sache denſelben Nutzen haben wie wir .

5

Ich muß die Ausſprache auf
1 terbrechen . Es wird mir berichtet , HerrDekan Gerhard aus Heilbronn , der Vertreter des

Württembergiſchen
ſei eingetroffen .

Ich begrüße Sie , Herr Dekan Gerhard , herzlich als Ver⸗
treter unſerer Nachbarkirche . Wir freuen uns , daß der

irttembergiſche Landeskirchentag ſo viel Intereſſe an
unſerer Verhandlung nimmt , daß er Sie hierher entſandt
hat . Ich darf Sie bitten , dem Württembergiſchen Landes⸗

kirchentag unſeren Dank weiter zu vermitteln .
Dekan Gerhard : Es iſt mir zunächſt einmal ſehr leid ,

und ich muß mich ausdrücklich entſchuldigen , daß ich mit

Verſpätung eingetroffen bin und nun Ihre Verhandlung
hier unterbreche . Sie dürfen aber überzeugt ſein , daß es

nicht bloß eine Formſache iſt , daß wir , unſer Herr Landes⸗

biſchof , der Herr Präſident und der verſammelte Landes⸗

kirchentag die Einladung ſehr gern angenommen haben .
Wir waren wirklich mit unſerem ganzen Intereſſe auch
mit dieſen Ihren Fragen beſchäftigt . Allerdings muß ich
gleich ſagen , den Dienſt , den ſeinerzeit Ihr Vertreter
damals bei der Geburt unſeres Geſangbuches getan hat ,
dieſe Geburtshilfe , die da vom badiſchen Sachverſtändigen
geleiſtet worden iſt , die dürfen Sie von mir nicht erwarten .
Denn weder in einem Kirchenleitungsgeſetz , vollends auf

badiſchem Boden , noch in der Frage , die uns ganz beſon⸗
ders auch intereſſiert , der Frage des Religionsunterrichts
und Kirchengeſchichtsbuches , bin ich ſo ſachverſtändig , daß

ich Ihnen irgendetwas helfen könnte .
So danke ich, daß ich hören und hoffentlich recht viel

mitnehmen darf , und wünſche den ganzen Verhandlungen
einen recht geſegneten Verlauf und darf alſo die Grüße ,
die mir aufgetragen worden ſind , Ihnen allen mit ganzer
Wärme und Herzlichkeit hiermit zum Ausdruck bringen .

Präſident Dr . Umhauer : Wir danken Ihnen Herr Dekan.

Wir fahren nun in der Ausſprache fort . 5
Abgeordneter Schneider : Wenn ich zu den allgemeinen

Bemerkungen das Wort nehme , dann deshalb , weil es

mir weſentlich erſcheint , daß wir doch jetzt bei der Be⸗
ratung der abſchließenden dritten Leſung des Geſetzes über

die Leitung unſerer Evang . Landeskirche in Baden den

Zuſammenhang mit dem , was bisher geſchehen iſt, haben

ſollten , um dann in unſerer Entſcheidung beides zuſammen ,
das , was bisher war , und das , was auf dieſer Synode
erarbeitet wurde , als Ausgangspunkt zu einer echten kirch⸗

lichen Synodalentſcheidung verwerten zu können . Darum
ſcheint es mir wichtig , daß wir zum erſten uns darüber
klar ſind , daß dieſes Geſetz , welches wir jetzt beſchließen

ſollen , ein Beſtandteil unſerer neuen kirchlichen Verfaſſung
iſt und ſein ſoll , und daß ſein Beſchluß eine Erſetzung der
bisherigen Beſtimmungen in der alten Verfaſſung in ſich

trägt . Daß aljo das Geſetz , wenn es beſchloſſen iſt , voll⸗
gültig alles das umfaßt , was über die Leitung der Kirche
verfaſſungsgemäß geſagt iſt , und ſeine Beſtimmungen hier⸗
nach meiner Auffaſſung nach nur noch mit einer qualifi⸗
zierten Mehrheit geändert werden könnten .

Es ſind ja Stimmen laut geworden , die ſagen, warum
denn dieſe Vorwegnahme eines Teiles der Verfaſſung ,die
werden ſoll . Dieſe Stimmen haben insbeſondere betont:
Warum denn ausgerechnet das Leitungsgeſetz der Kirche

jetzt ſchon ? Und in dieſen Fragen , in dieſen Stimmen von

außen iſt ohne Zweifel ein gewiſſes Mißtrauen geweſen ,
als ob man hier irgendetwas beſonderes im Voraus 95
wegnehmen möchte . Das ſind beſtimmte hintergründige
Bewegungen , die man zurückführt auf den Wunſch viel⸗
leicht einzelner oder der Geſamtheit der bisherigen Kir⸗

chenleitung , ihren Machtbereich möglichſt zu befeſtigen .
Es iſt zunächſt einmal rein aus der Entwicklung der

Beratungen des Kleinen Vu gegeben geweſen , daß das

Leitungsgeſetz mit als erſtes nun ſo weit in den Vera⸗
tungen fortgeſchritten war , daß es verhandlungsreif bei

uns wurde . Es iſt aber auch ein zweites , was beſonders
als innere Berechtigung der Vorwegnahme dieſes Teiles

Landeskirchentages



vor uns liegt , nämlich die Erfahrung , die wir in der nun
zu Ende gehenden Zeit unſerer Synode gemacht haben , mit
dem neuen Weg in der Kirche , alles , was dort zu ordnen
iſt , aus dem Geiſt des kirchlichen Bereiches und nicht des
ſäkularen weltlichen Bereiches zu ordnen und zu regeln .
Es iſt doch eine beglückende Tatſache , daß die Zuſammen⸗
arbeit auch der Synode und Kirchenleitung eine abſolut
offene , wahrhaftige , wenn auch hie und da konträre ge⸗
weſen iſt . Ich ſchließe dies daraus , daß wir auf dieſer
Synode manches hatten , wo wir auch anderer Meinung
als unſer Herr Landesbiſchof waren . Aber auf der anderen
Seite war doch dies gering . Dieſes Miteinander⸗Arbeiten
war von einem Geiſt getragen , der wirklich ſuchte , daß
im Geſpräch und im gegenſeitigen tiefen Schürfen und
Graben in den Fragen , die die innere und äußere Führung
unſerer Kirche betreffen , wir zuſammen kämen und uns
leiten ließen , und wir haben es ja auch erlebt , daß , wo
Menſchen nicht mehr weiter wußten , Gott uns weiter half .

Das , was nun in dieſem Leitungsgeſetz feſtgelegt werden
ſoll , kommt aus dieſer Erfahrung , aus dieſem beglückenden
Erleben , aus dieſem Wiſſen , daß dieſer Weg in unſerer
Kirche der rechte Weg iſt . And darum wollen wir und
dürfen wir auch den Stimmen außen gegenüber , die war⸗
nend und abwehrend ſagen : Noch nicht , zuwarten , einmal
alles zuſammen erſt ſpäter , ſagen ; nein , das ſoll jetzt nun

auch in der Form dieſes Leitungsgeſetzes feſtgelegt und
feſt geordnet ſein .

Zum zweiten möchte ich ſagen und in Erinnerung
bringen , daß wir um dieſes Leitungsgeſetz ſehr ernſt ge⸗

arbeitet und gerungen haben , nicht erſt auf dieſer Sitzung
ſondern in den Ausſchußberatungen und namentlich — ich

darf das in Erinnerung bringen — auf der Januarſynode ,
die wir hier hatten . Sie wiſſen , daß es dort bis tief in
die Nacht hinein ging , bis wir eine Löſung fanden , eine

Löſung , die in der Sache zum großen Teil die Einheit der
ganzen Synode in ſich barg , eine Löſung , die aber wieder⸗
um um der Stimmen von außen willen damals nicht den
fixierten Abſchluß wollte , ſondern noch eine Friſt von
Monaten dazwiſchen ſetzte , daß wir ſelbſt noch einmal all
das überdenken und überlegen möchten . Daß wir noch ein⸗
mal die Möglichkeit hätten , daß , wenn auch die Brüder
im Lande irgendwelche Anregungen oder beſondere An⸗

liegen weiter vorbrächten , wir noch einmal darüber ſpre⸗
chen könnten . Aber ebenſo — und das ſei hier betont
war es der Wille der Synode , daß nur wenn weſent⸗
liche neue Dinge auftreten würden , wir eine Anderung

des Wortlautes , wie die zweite Leſung das Leitungs⸗
geſetz geſchaffen hatte , noch vornehmen würden . Nach

meiner Auffaſſung ſind kaum entſcheidende weſentliche
neue Geſichtspunkte von außen herangetragen worden .
Zum Teil atmeten ſie nicht den Geiſt , den wir auf der
Synode erfahren und erlebt haben , und den wir der
Kirche erhalten möchten . Wir haben trotzdem — und ich

möchte das deshalb hier ſagen , daß auch in dem offiziellen
Bericht über dieſe Plenarſitzung es in der geſamten Lan⸗
deskirche gehört werden kann —in eingehendſter Weiſe
alle Anregungen , die ſchriftlich oder zum Teil auch münd⸗
lich oder telephoniſch an Mitglieder des Kleinen VàA ge⸗
kommen waren , ſorgfältig geprüft und noch einmal durch⸗
beraten. Es iſt aber der einmütige Wille geweſen , auch
wenn einzelne Anderungen noch gewünſcht werden , daß
das, was Ausgang und was letzten Endes Inhalt für
dieſes Geſetz iſt , erhalten bleiben möge , nämlich daß dieſes

Leitungsgeſetz den Geiſt atme und auch ordne , den wir
erlebt haben , daß im Raum der Kirche kirchlich gedacht
und kirchlich regiert werde .
Es iſt, um das vielleicht noch zu ſagen , für mich perſön⸗

lich ein einziger Punkt geweſen , der mich ſehr ſtark in
dieſen Tagen bewegt hat , und das iſt die Frage , ob man
dem Wunſch der Freunde von draußen —ſie hörten von
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der Eingabe der 68 Pfarrer — und ob man dem Wunſch ,den drei unſerer Brüder in gutem Wollen uns unter⸗
breitet haben , u. U. eine Mehrheit der ſynodalen Mit⸗
glieder im Landeskirchenrat zu ſchaffen , entſprechen ſolle .
Ich habe gegen dieſen Wunſch mich in allen Beſprechungen
eingeſetzt ; nicht deshalb , weil es um eine Stimme mehr
oder weniger ging , ſondern deshalb , weil ich glaube , daß
es der Anfang eines Stimmenrechnens , eines Mehrheits⸗
ſuchens , einer Gruppenbildung und vielleicht in der Wei⸗
terentwicklung der Wiederkehr eines parlamentariſchen

yſtems im Raume unſerer Synode und unſerer oberen
lichen Gremien ſein könnte . Aus dieſem einzigen

Grunde habe ich dagegen Stellung genommen . Es war
ein heißes Ringen , daß wir eine Löſung fänden , einen
Wortlaut , dem ich nun heute auch zuſtimme , weil er die
Entſcheidung in die Hand dieſer oder jener Synode legen
wird , die die Wahl der Mitglieder zum Landeskirchenrat
dann vorzunehmen hat . Es hat bei der Beſprechung mit
Necht einer der Brüder geſagt : Wir verſtehen nicht , daß
gerade Sie , ein Mann , der im öffentlichen Leben ſteht und
der doch eigentlich tagtäglich mit dieſer Form demokra⸗
tiſcher Spielregeln zu rechnen hat — Mehrheitsbildung
für oder wider — ausgerechnet ſich gegen den Wunſch einer
Mehrheit ſynodaler Mitglieder im Landeskirchenrat wen⸗
den . Ich habe ihm antworten dürfen , daß ich glücklich dar⸗
über bin , daß der Politiker im Raum der Kirche ein
Mann mit kirchlichem Denken bleiben kann . Und ich
möchte das nur ſagen mit der Bitte , daß auch Sie dieſen
Grund als ein Anliegen nehmen . Ich möchte zweitens
ſagen , daß vielleicht im Laufe der Debatte doch auch von
den Mitgliedern der Synode es zum Ausdruck gebracht
wird : Es iſt unſer aller Anliegen — auch die Brüder , die
den Antrag eingereicht haben , haben das ausdrücklich be⸗
tont — unſer aller Anliegen , daß das , was in der Ent⸗
wicklung der letzten ſechs Jahre in der geſamten Geſetz⸗
gebung der Kirche aufgebaut worden iſt auf der Grund⸗
linie kirchliches Denken , geiſtliches Denken und Handeln ,
als Grundſatz uns erhalten bleibe .

Abgeordneter Joeſt : Hohe Synode ! Liebe Konſynodale !
Wir haben mit innerſter Aufmerkſamkeit auf das gehört ,
was bisher hier vorgetragen worden iſt . Beſonders auf
das , was uns Bruder Schneider als ſein Anliegen noch
einmal präziſiert hat . Wir teilen es mit ihm . And wir ſind
ihm dankbar , daß er das in dieſer Weiſe zum Ausdruck
gebracht hat . Ich will aber gleich hinzufügen , daß ja keiner
von uns mit einem fertigen Rezept , mit gebundener
Marſchroute in die Synode gekommen iſt , ſondern daß ſich
hier Anſchauungen , Meinungen und Willensbildungen
entwickeln durften , daß hier wirklich gekämpft wurde . Es

iſt auch in dieſer Synode ſo geweſen , daß die erſte Be⸗

ratung bis lange nach Mitternacht gedauert hat , ein
Beweis dafür , daß man tiefernſt genommen hat , was jene
68 Pfarrer in einer Eingabe an die Synode gerichtet
haben . Und dazu möchte ich nun wenigſtens perſönlich
ſprechen dürfen ein kurzes Wort in Bezug auf dieſe Eingabe .

Hier haben wir es ſozuſagen mit einem Bild im Bilde

zu tun . Gewöhnlich iſt ein Vexierbild — entſchuldigen Sie

dieſen profanen Vergleich — ein Bild , das nicht auf den

erſten Blick ſich zeigt und von unſerem Auge fixiert wird
und nur ſtückweiſe und mit großer Geduld fixiert und

herausgeſchaut werden kann , wobei wir finden , daß da
und dort die Linien des verborgenen Bildes mit den
des erſten Bildes ſich decken . Was uns wichtig iſt , den Ver⸗

gleich durchzuführen , iſt das , was viele von uns an dem

Antrag erſchreckt hat und was auch in den Ausführungen

zum Ausdruck gebracht worden iſt , das Schreckbild eines

neuen unkirchlichen Parlamentarismus , der Möglichkeit
einer Majoriſierung auch dort , die Furcht vor dem Ein⸗

bruch wirklich unkirchlichen Denkens . — Das iſt das äußere
Bild . Aber nun , bitte , und das wollen Sie , verehrte Kon⸗
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ſynodale , im dieſer Stunde duch) ſich) ſagemlaſſan, hinten
demz, was hier norgetragen murde , — ich moine im dem
Antrag — hinten demz, wus⸗ landauff und landal iin dieſer
Fragee geredett wurde, ſtecktt oblen noach) eim iim mene ' s Billdz
undd dus giltt es zul entdocken , dus giltt as zin fiwieran , und
dazzul bledtarff es großer Geduldi Es iſtt das nichtt bloß eine
Aktiom kiirchenkritiſchem Intellolts , ſondern — und das ſoll
durss leczter Wortt ſeinni — eine Aktiom des Herzens , eine
Aktiom großerr harter Lioelle zu unſeror Kirche : Das wollen
wirr dieſem Brüderni doch) auch) beſcheinigem dürfem , duran
wollent wirr glaubenz , undd im dieſem Punkte , auff dieſer

Linire wollem wir uns auch im Vortrauem zuſammenfiindem
Allgvordneter Dm. Burner : : Hohee Synoderl Vom dem iim

Berichtt des VAl , der gedrucktt vor Ihnem liegt, , auff Soitte
G Zkilte 7 genanntem Antragſtellerm , — auff die auch
Bruder Schneider ini ſeinem Wortt hingewieſem hat ,
nehmes ichh alleinm nochh am dieſer Plenanſitzung teill , weill
dire leideni anderem aus dienſtlichem Gründem beroits dio

Synodaltagung verlhſſem mußten Ich habe im Namem der
nichtt mehrr anweſenden Alitragſtellen und) im meinem
eigeneni zul erklärenn . Der Antrag , der vom uns geſtollt
worden iſt , murdee in der Abſichtt eingereicht, , der kirchlichen
OIffentlichkeitt zu zoigen ) daß; mam auch) im dem Orgam der
Kirchenleitung , das bisher den Erweitertee Gvung , Obor⸗
kirchenratt hieß und ) num Evang ; Landeskirchonratt heißen
ſpll bereitt iſtß ſehrt entſchieden auff die: Stimme der Synode
undd damitt auch ) auff dier der Pfarren und Gemeindem im
Landee zul hörenz diier dieſee Synodee gewähltt und beſchickt
habem Ganz ferm lac uns die Abſicht , eine Möglichkeit
gegenſeitiger Majoriſierung zu ſchaffem oder gan einer
Frontenbildung Vorſchulb zu leiſtem Aufs Ganßzze geſahen
ſtehem wirt auff[ dem Boden des Briefes ) dom der auf , disſer
Dagung ! leider nichtt anweſende Kanſynodale Siegell uns
geſchriellem hat , undd der im den erſtem Plenarſitzung ver⸗
leſem wordem iſtt Im dieſem Brioff hatt bekanntlich ) der
Konſynodalee Sirgell uns ermahntt . Wir ſollten meniger
durch ) Kritikl als vielmehr durch Mütanbeit ) , dunch) Vor⸗
trauen undd Gebett unſeree Kirchenleitung im allen Organen
unterſtützen

Präſidentt ur Umhmuer : : Weitere⸗ Wortmeldungem liegen
nichtt vor . Ich) müthte den Herren Nednerm meinon Dantß
undd auch) Ihren ! Dankk dafür ausſprechenz daß ſier die Tan⸗
denz , dier diee Synodalem zur Alllehnung einer neuen
Generaldellatte neranlaßtt hath, von ſich) aus beubachtet
hablen , näimliih ) diee Tendenz nichtt eine neue General⸗
dolintter miee im Januan über das ganze Leitungsgeſetz zu
entfeſſelm , ſondern ſith ) zu beſchrünken auff die zweii neuen
Momento , dier jetztt hervorgetreten ſind Sicher ſind) alle
Synodulem , dire gegen diee Generaldebatte wamenz, mit
einem ſolchem Vargehen einverſtanden geweſem

Ich ) darff num auff Einzelheiten eingehem . — Da wäre
zunäthſtt dem Herrm Berithterſtatter nochmals das Wontt
zul gellen

Berichterſtatter Allgeordneten . Dr. . 1n Diottee : : Ehee ich)diee angekündigten Erläuterungem gelle , zwei guntz kuwze
Bemerküngenn Nithtt nur demi Danke fürt deni Verlauff und
den Inhaltt der ellem vorangegangenen Alusſprache müchte⸗
ich) Alisdruckk geblen ſonderm auch ) zwoii Juſüätzee machem :
1 ) Zuldem ; was , Bruder Schneidten geſeagtt hat , einen Zuſatz
nur um keine falſcher Vorſtellungz Hervorzurufem bleii denen;

die⸗ weniger mitt demi Fortgang unſerer Aubloiten nontraut
ſind das Kirchenleitungsgeſetz iſtt jmn tatſächlich keineswogs⸗einas der erſten dus min im Angriff ganommem hallanzſonderm wir hablem logannen mitt der Wahlordnungz , win
hallen dus Pfarrlleſetzungsgeſetz , dus⸗ Dekanatsgeſatz bo⸗
ſchlaſſen undd ſindd dunn erſt zum Kirchenleitungsgeſetz ge⸗
kammen Gs iſt uns num draußem aftt norgehalten mordenzmani müſſer bleii der Allsarlloitung einer Gru ndordnung mittdem Fundnmentt beginnen alſw mitt der Gameinde Unddman hatt es nichtt verſtandenz daß beii unes dien Gemeinde

jetzt erſt , wier auch ) wonhüm aumgellündügt , im Amgriff ge⸗
nommem wondem iſtt ffün diie gaſſeclliche Welhumdllunuch im der
Erundordnung Mam könme aim Hauss mutar wom umtem nach
ollem bauen , ſo iſt das Willd gelbumuckhhttmondem . Aber auch
hien ſtimmt mall wieder aim Willdd michhtt. Demm daus Haus iſt
dqa, unſere Landeskinche , aller iim diiaſes Hamuss Hutt der Blitz
eingeſchlagen , den Vlittz das , Duitttom Waicchhesz, umd der hat
im arſten Liniie allem aiir gemz, inn Dachſſttulhll . Amd wit
mußtem infolgedeſſem , dun kaüm Manſchh mechm Weſſckheiddwußßte
und) wiſſem konmte, , wiiee o Hllichh) nackhtllickhunmmumſere
Kinchenleitung ſtandd undd ſtehhtt, — wiiir mnuſß tem imfolge⸗
deſſen das Kinchenlleitungsge nühhen im Amgwifff mehmen
als diee Vonſchlläge füin ei lüchee Magellunng der Ge⸗
meindem . Win mußtam erſtt mrul inn Dachſſttulhll newanieren
undd klären , ehe wir am diee Veſchweilhkunng otder Feſtügung
oder Verbbeſ 8 HanumezugechhemFerechtigt
wawen

2) Zu dem, , was
urſtändniis , daus wiäallleickhttdrnufßen

ſichh engebem künnte , vorzubeugem Dir Wemnenkunngem, die
im dem Bericht des VaAl nom miin wongetumqhem ſimid, Dafß wir
uns dahim einig wamwenz michtt Etmm Cimer Mehr⸗
heitsbildung , einem N em uſun, , einer Fronten⸗
lildung im Landeskii
ſindd beſtüimmtt nichtt gogen

allem Gründem nennen

ar, Sch
ͤ

0
Mütglieder des llunnge, düe ich ge⸗

troffen habe , nom min vom nornheraim cimloezugem morden .
Ich) wollte das num hintzufügam , woill Wiee Weſter umſerer

Vorhandlungsberichte ſonſtt niöellaichtt einam fiulſſchem Ein⸗

druck gewinnem klöünntem

Und num zu dem eingelnam Wonſſhhlighem ess Wenfaaſſiumgs⸗

ausſchuſſes fün Anderungem iim dami am 61. f . 1955 nonder
Landesſynode im 2 Leſung angenammemem Gntumuuf eimes

kiichlichen Goſetz ie Kaitung deu Warcinügtem Ewan⸗

geliſch⸗proteſtantiſchem Lundesklinchee Waddemes Wetln.

Im § 1 Abſſl. 2 Satz 2 und am allem andenem Steellem ( 82
Abſ. . 2 c, § 3 unten I , § 10) Alkſ . 1 und 2, § 1 Aliſl. 1 und 2.

Überſchrift zu Abſchnitt IV , § 14 Abſſl. 1 umd) 2, § 15 Ab.
und 2, § 16 Abſt . 3, 4 und ) 5 ( Sweimalh ) ,§ 15, Satz 1. 1n

Abſ . 2 ( zweimal ) ) und Abſl . 4, § 23 ( Eatz 1)0 mind die Ve⸗

zeichnung „ Erweitartar Euangz . Ollonkinchhemmatk geündert
iim „ Landeskirchenwatt “

§ 2 Alſſi 1 erhſltt folgendee Faſſung :
„ Die Lundesſynode iſtt dirr Warſammlunng mom ge⸗

wühlten und berufenem Gliederm dem Lamdvesinche , die

aus ihren Erfahvumgem im kiinchllchen Lalbemunnd 80
ihren beſonderem Sachkenntniis heeumus laſehließend
und beratend ) im Dienſte am dem Kinuchhenlleitnung zu⸗

ſammenwinkem “
§ 2 Abſſi. 4 wird geſtrichem

§ 6 Aliſl . 1 und § 7 Abſt . 1 . Das Wantt „Symotde“ mi

erſatztt duwch) „ Landesſynoade “
An Stelle des ð 11Alſf 1. Satz 11 tiretem fwlgendre Sütbe :

„ Der Landesbiſchaff iſtt an zum Dianſt am den Kir⸗

chenleitung borufene Inhallen dus ggiſſtlihhem
den die Gameinden undd diee Ammtsstuäägen der
kirche unten Gattes Wantt rulfftt. Wiir Wau
Ortsgemeinde , ſi hatt dan Lunddesslliſchhaff dür Uum

klircher Runch) Gottes Wontt zůu leitam “
85Im § 1ll. Abſt . 2 Zpiller 1l haifftt ess ſtorttt : „Dinnſtt der Lei⸗

tung ' “ „Dienſtt am Lan Luitung “ zet⸗ er⸗Ium S. 14l Ablſt. 2 unten Dminnd dus , Wuortt „autsrirhtel
ſotztt Rurch ) „leitett “

S§ 10 Abſi. 1l erhültt folgende Faſſungr⸗
5

W8li iſtt dass zzum Dianſtie am 55
Kirchenleitunc beſtimmte Ougaum Weu adem Mitgliedar dan Landeasſynadde , Wan Vundesbifthel

alllen , Die ich aus
Wuuder Kähmlein ,



die Oberkirchenräte und die Kreisdekane in ſtändiger
Arbeit zuſammenwirken . “

In § 14 Abſ . 2 unter d heißt es ſtatt § „ 16 Abſ . 2“ . § „ 16
Abſ. 2 und 3“.

§ 15 erhält folgende Faſſung :
1. Der Landeskirchenrat beſteht aus dem Landesbiſchof ,

dem Präſidenten der Landesſynode , den von der Lan⸗
desſynode zu wählenden Synodalen , den Oberkirchen⸗
räten und den Kreisdekanen . Die Zahl der von der
Landesſynode zu wählenden Synodalen iſt gleich der
Zahl der Oberkirchenräte . Die Kreisdekane gehören
dem Landeskirchenrat mit beratender Stimme an .

2. Wenn ſich nicht bereits unter den von der Landes⸗
ſynode gewählten Synodalen ein Mitglied der Evang . ⸗
Theol . Fakultät der Aniverſität Heidelberg befindet ,
ſo kann der Landesbiſchof ein ſolches Mitglied in den
Landeskirchenrat berufen . Er hat die gleichen Pflich⸗
ten und Rechte wie die ſynodalen Mitglieder , auch in
Fällen des § 16 Abſ . 3.

§ 18 erhält folgende Faſſung :
1. Der Evang . Oberkirchenrat iſt der zum Dienſt an der

Kirchenleitung berufene ſtändige Rat der Landes⸗
kirche . Ihm obliegen alle Angelegenheiten , die nicht
zu den Aufgaben der Landesſynode , des Landes⸗
biſchofs oder des Landeskirchenrates gehören und die
nicht durch andere Kirchengeſetze geregelt ſind .

2. Dem Evang . Oberkirchenrat obliegt insbeſondere :
a) den Landesbiſchof bei der geiſtlichen Leitung der

Landeskirche zu unterſtützen ,
b) die organiſche Verbindung mit der Evang . Kirche

in Deutſchland und ihren Gliedkirchen zu pflegen
und zu fördern ,

c) die oberſte Leitung des Religionsunterrichts in
Kirche und Schule auszuüben ,

d) die Aufſicht über die Tätigkeit der Bezirksſynoden
zu führen und den Bezirksſynodalbeſcheid zu er⸗
teilen ,

e) Kirchenviſitationen , außerodentliche Kirchenviſita⸗
tionen und Dekanatsviſitationen anzuordnen und
zu verbeſcheiden ,

f) die Theologieſtudenten anzunehmen , die theologi⸗
ſchen Prüfungen zu leiten und die Kandidaten
auf Grund beſtandener Prüfung unter die Pfarr⸗
kandidaten der Landeskirche aufzunehmen ,

g) Theologen unter die Pfarrer der Landeskirche auf⸗
zunehmen ,

h) die Befugniſſe auszuüben , die der Kirche in Bezug
auf das Praktiſch⸗Theologiſche Seminar zuſtehen ,

i ) die Landeskirche in allen Rechts⸗ und Vermögens⸗
angelegenheiten zu vertreten ,

4) die geſamten kirchlichen Ordnungen im Rahmen
der Verfaſſung und der Kirchengeſetze zu wahren
und weiterzubilden ,

J) Verwaltungsverordnungen zu erlaſſen ,
m) die kirchlichen Beamten und Angeſtellten einzu⸗

ſtellen , zu ernennen , zu befördern , zur Ruhe zu
ſetzen und zu entlaſſen ,

n) die disziplinäre Aufſicht über die Amtsführung
und den Wandel der Geiſtlichen und Kirchenbe⸗
amten auszuüben mit Ausnahme der Oberkirchen⸗
räte , die dem Landesbiſchof unterſtehen ( vergl .
§ 11, Abſ . 2 g) ,

o) Dienſtſtrafen gemäß der Disziplinarordnung der
Evang . Kirche in Deutſchland zu erkennen ,

p) unſtändige Geiſtliche gemäß § 15 der Pfarrkandi⸗
datenordnung aus dem Dienſt zu entlaſſen ,

q) die Aufſicht über die Verwaltung des örtlichen
Kirchenvermögens zu führen und Kirchengemein⸗
den , die ihre Rechte ungenügend wahrnehmen ,
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nach Maßgabe des Kirchenvermögensgeſetzes zu
vertreten ,

r ) das Vermögen der Landeskirche , die unmittelbaren
Fonds und die Pfründen zu verwalten ,

5) Landeskollekte anzuordnen ,
t ) die Aufſicht über das kirchliche Bauweſen zu führen ,
u) über Beſchwerden gegen Verfügungen der unteren

kirchlichen Dienſtſtellen zu entſcheiden ,
v) die Tagungen der Landesſynode vorzubereiten und

Geſetzentwürfe auszuarbeiten .
Abſchnitt VII erhält die berſchrift : Schluß und Über⸗

gangsbeſtimmungen .
In § 25 wird als Abſ . 4 eingefügt :

Auch Beſtimmungen anderer Kirchengeſetze , die die⸗
ſem Geſetze widerſprechen , werden hiermit aufgehoben .

Der bisherige § 25 Abſ . 4 wird Abſ . 5.
In § 25 Abſ . 1 wird als Datum eingeſetzt :

zam 1 Juli 1953
Das ſieht nun weit ſchwieriger aus , als die Sache tat⸗

ſächlich iſt . Wir können nämlich die vorgeſchlagenen
Anderungen in drei Gruppen zuſammenfaſſen : Die zwei
Gruppen , die ich bereits bei dem Bericht des Ausſchuſſes
unterſchieden habe , nämlich Zuſammenſetzung des Landes⸗
kirchenrats und Legaldefinitionen und die dritte Gruppe ,
das ſind die Dinge von geringerer oder geringſter Bedeu⸗
tung , die ſo etwas wie Schönheitsreparaturen vielleicht
ſind , über die wir uns , glaube ich, nicht allzu ſehr noch den
Kopf zu zerbrechen brauchen . Wenn ich nun zunächſt die
erſte Gruppe erläutere , die alſo den Landeskirchenrat be⸗
trifft , ſo iſt das , was in Abſatz 1 der vorgeſchlagenen
Anderungen ſteht , zu §S 1 Abſ . 2 des alten Entwurfs vor⸗
gebracht , weil da zum erſten Mal die Bezeichnung Erwei⸗
terter Evang . Oberkirchenrat auftaucht . In dem ganzen
Abſatz geht es nur um die Namensänderung von Erwei⸗
terter Evang . Oberkirchenrat in Landeskirchenrat . Dazu
brauchen wir alſo nicht jede Stelle zu beſprechen , ſondern
nur , ob wir es für angebracht halten , ſtatt des Namens
„ Erweiterter Evang . Oberkirchenrat “ in Zukunft den Na⸗
men „ Landeskirchenrat “ zu wählen .

Bei der zu § 15 vorgeſchlagenen Neufaſſung handelt es
ſich nun allerdings um wichtige Dinge , um die künftige
Zuſammenſetzung des Landeskirchenrats . Sie werden alle
gefühlt haben aus dem , was bisher geſagt worden iſt :
Dieſer Vorſchlag hat uns Not gemacht , hat uns Mühe
gemacht zumindeſt . Die Faſſung , die er jetzt erhalten hat ,
iſt von den Mitgliedern des Ausſchuſſes einmütig gebilligt
worden . Der Sinn dieſer Faſſung iſt folgender : Im Lan⸗

deskirchenrat ſollen die Landesſynode , der Landesbiſchof ,
die Oberkirchenräte und die Kreisdekane in ſtändiger
Arbeit zuſammenwirken . Aber wie ſollen ſie vertreten

ſein ? Wenn wir nun nach den bisherigen Erfahrungen
uns die Zukunft ausmalen dürften , dann hätten wir gar
keine Anderungen vorgenommen . Aber wie ſoll einer

etwaigen Gefahr vorgebeugt werden ? Wie ſoll auch das ,
was gerade Bruder Barner und den andern , die den

Antrag geſtellt haben , aber auch vielen anderen ſonſt am

Herzen lag , erreicht werden , daß die Befürchtungen und

Mißverſtändniſſe und die Anſätze zu Mißtrauen , die gewiß
vorhanden ſind , leichter bekämpft werden können ? Da war
der Vorſchlag gemacht worden , und der war ſchließlich
auch von allen angenommen worden : Eine Parität im

Landeskirchenrat derart , daß keine Seite die andere majo⸗

riſieren kann , und daß die glückliche Zuſammenarbeit , die

wir in den letzten Jahren erlebt haben , für die Zukunft

ſich als notwendig daraus ergeben wird . Aber das ließ

ſich ſchematiſch nicht einfach durchführen wegen der beſon⸗
deren Geſtalt des Mitgliedes der Heidelberger theol .

Fakultät . Den konnten die einen , wenn man mal von
Seiten ſprechen will , der ſynodalen Seite zuſprechen , die

anderen der Seite des Oberkirchenrats , weil er vom
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Landesbiſchof berufen iſt , und wieder andere ſagen : Ja , da
iſt alſo nun noch ein Mitglied sui generis , und da⸗ wird
das Zünglein an der Waage ſein , wenn man wieder ein

nichtpaſſendes Bild in die Erörterungen werfen darf .
Der Vorſchlag , der jetzt vorliegt , hält feſte Parität

zwiſchen der Zahl der Mitglieder des Oberkirchenrats , alſo
Landesbiſchof und Oberkirchenräte und der Synodalmit⸗
glieder . Er ſieht ferner vor , daß die Synode es in der
Hand hat , ob unter den zu wählenden Mitgliedern ein
Mitglied der Evang . Theol . Fakultät der Aniverſität
Heidelberg iſt . Wählt die Synode in den Landeskirchenrat
ein ſolches Mitglied der Fakultät , dann iſt damit alles
erledigt , dann iſt der Landeskirchenrat komplett . Wählt
die Synode nur andere Synodale in den Landeskirchen⸗
rat , unter denen ſich alſo kein Mitglied der Heidelberger
Fakultät befindet , ſo kann der Landesbiſchof außerdem ein
ſolches Mitglied in den Landeskirchenrat berufen und
wird das vorausſichtlich regelmäßig tun , da die Teilnahme
des Mitglieds der Evang . Theol . Fakultät in Heidelberg
ja im Landeskirchenrat im allgemeinen dringend erwünſcht
iſt . Wir können hier alſo nicht ſchematiſch mit der Parität
auskommen . Der Grundſatz der Parität , daß die Zahl
der von der Landesſynode zu wählenden Synodalen gleich
der Zahl der Oberkirchenräte iſt , iſt ausgeſprochen in Ab⸗
ſatz 1 der vorgeſchlagenen Anderung . Aber die Notwendig⸗
keit oder doch der dringende Anlaß , auch noch ein Mit⸗
glied der Heidelberger Theol . Fakultät im Landeskirchen⸗
rat zu haben , das nun weder ſynodaler Vertreter zu ſein
braucht noch Oberkirchenrat iſt , hat uns noch zu dem
Vorſchlag des Abfſ. 2 gebracht . Die Synode hat es damit
in der Hand , durch die Wahl feſtzulegen , wie der Landes⸗
kirchenrat zuſammengeſetzt wird . Macht ſie davon in einer
Weiſe Gebrauch , die auf Mehrheitsverhältniſſe keine Rück
ſicht nimmt , ſo hat ſie dazu auf Grund der bisherigen
Erfahrung , glaube ich, allen Anlaß . Nach dem jetzigen
Stande ſind fünf ſynodale Vertreter zu wählen , und in
Zukunft , wenn wir einen Oberkirchenrat mehr bekommen ,
ſechs . Wir können dann etwa die Vorſtellung haben , unter
uns Synodalen ſeien ſo viele , deren Erfahrungen und
Kenntniſſe wir im Landeskirchenrat zur Geltung gebracht
ſehen möchten , daß wir kein Mitglied der Theologiſchen
Fakultät wählen . Dann gibt die Synode dem Landes⸗
biſchof die Möglichkeit , ein ſolches Mitglied zu berufen .
Soweit wir im Erweiterten Evang . Oberkirchenrat Er⸗
fahrungen geſammelt haben , werden wir , glaube ich, nicht
befürchten , daß dadurch ſich irgendwie etwas von Mehr⸗
heitsverhältnis oder Gruppenbildung im Landeskirchenrat
einſtellen wird .

Das wäre die Erläuterung , die ich zu dem erſten Punkt
zu geben hatte . Die Frage wäre , ob wir nun dieſen Punkt
zunächſt beſprechen wollen , oder ob ich mit den Erläute⸗
rungen fortfahren ſoll . Es würde nicht viel zu ſagen ſein ,weder zu der Frage der Legaldefinitionen , noch zu den
Dingen geringeren Nanges ; für ſie brauche ich nur noch
Hinweiſe zu geben , welche es find . Ich möchte es machen ,wie es gewünſcht wird .

Präſident Dr . Umhauer : Ich würde vorziehen , daß wir
jetzt in die Diskuſſion dieſer Bemerkungen des Herrn
Berichterſtatters eintreten . Es ſteht zur Erörterung die
Frage , ob der Begriff „ Erweiterter Evang . Oberkichen⸗rat “ durch „ Landeskirchenrat “ erſetzt werden ſoll .

Abgeordneter Schneider : Ich frage , ob es nicht zweck⸗
mäßig ſei , auch hier „ Evang . Landeskirchenrat “ zu ſagen .
Ich könnte mir denken , daß das u. UA. wichtig ſein könnte ,um andere ähnliche , parallel laufende Gruppen zu unter⸗
ſcheiden .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wir habenim Ausſchuß , als Sie nicht dabei ſein konnten , Bruder
Schneider, dieſe Frage bereits erwogen . Wir haben davon

abgeſehen , vorzuſchlagen „Evang. Landeskirchenrat “, da

wir auch nicht ſagen Evang . Landesſynode und Evang .
Lande f. Wir glauben , daß Mißwverſtändniſſe nicht
aufkomn erden . Und es würde der Architektur nicht
voll entſprechen , wenn wir jetzt noch das Wort „evange⸗
liſch “ einſchieben .

Die Syno umt dem Vorſchlag des Verfaſſungsaus⸗
ſchuſſes , E iterter Oberkirchenrat durch Landeskirchen⸗
rat zu erſetzen, mit allen Stimmen bei einer Enthaltung zu.

Präſident Dr . Umhauer : Dann kommen wir zu § 15. Ich
bitte , das nochmals zu verleſen .

Abgeordneter Dr . Kuhn lieſt :
§ 15 erhält folgende Faſſung :

1. Der Landeskirchenrat beſteht aus dem Landesbiſchof ,
dem Präf ten der Landesſynode , den von der
Landesſynode zu wählenden Synodalen , den Ober⸗
lirchenräten den Kreisdekanen . Die Zahl der
von der Landesſynode zu 1

gleich der Zahl der Obe
dekane zren dem Landeskirchenrat mit beraten⸗
der Stimme an .
Wenn ſich nicht bereits unter den von der Landes⸗

node gewählten Synodalen ein Mitglied der
ug. Theol . Fakultät der Aniverſität Heidelberg

et, ſo kann der Landesbiſchof ein ſolches Mit⸗
in den Landeskirchenrat berufen . Es hat die

hen Pflichten und Nechte wie die ſynodalen
Mitglieder , auch in Fällen des § 16 Abſ 3.

§ 16 Abf . 3 iſt die Beſtimmung über die Entſcheidung
über Beſchwerden .

Die Neufaſſung des § 15 wird von der Synode ohne
Debatte einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . u. Dietze : Wir
mun zu der Frage der Legaldefinitionen . In dem

fältigten Stück werden dieſe Legaldefinitionen in
neuer Faſſung gebracht , und zwar zunächſt in den Vor⸗
ſchlägen zu §S 2 Abſ . 1 und § 2 Abſ . 4. Die Streichung

lenden Synodalen iſt
irchenräte . Die Kreis⸗

dieſes § 2 Abſ . 4 erklärt ſich daraus , daß der Inhalt indie
Definiton des Abſatzes 1 mit hineingenommen wird ,
das iſt keine Anderung . Dann werden § 6 und § 7 aus⸗
getauſcht , das iſt eine formale Geſchichte . Es folgt die
Faſſung von § 11 Abſatz 1 Satz 1. Die folgenden Dinge
können wir wieder überſpringen . Nächſter Paragrarh iſt
§ 14 Abſ . 1. Auf Seite 2, wo es heißt : „ § 18 erhält fol⸗
gende Faſſung “ , iſt wiederum der erſte Abſatz die Legal⸗
definition . Was im zweiten Abſatz ſteht : „ Dem Evang.
Oberkirchenrat obliegt insbeſondere . . . “ das iſt im weſent⸗
lichen die Wiedergabe deſſen , was im bisherigen Entwurf
ſtand , nur iſt das Hauptwort erſetzt durch ein Zeitwort .

Alſo wir haben bei der Frage der Legaldefinitionen vor
uns §S 2 Abſ . 1, § 11 Abſ . 1, § 14 Satz 1, § 18 Abſ . 1, und
in derſelben Reihenfolge werden da definiert : Landes⸗
ſynode , Landesbiſchof , Landeskirchenrat und Evang . Ober⸗

kirchenrat . 85Es wäre zu erwägen , in welcher Reihenfolge nun das

Plenum der Synode ſeine Betrachtungen und Ent⸗
ſchließungen anſtellen will . Ob und mie esvielleicht logiſch
richtig ſein könnte oder ſcheinen könnte , daß zunächſt die
Frage entſchieden werden ſoll , ob überhaupt Legaldefini⸗
tionen oder nicht , oder ob erſt die einzelnen Definitionen
durchgeſprochen werden ſollen , um darnach zu entſcheiden,
Wir ſind im Vü dieſen zweiten Weg gegangen , weil W011
aus den Beſprechungen im Kleinen VA noch leine feſte
Meinung hatten bilden können darüber , ob die Gefahr
vermieden werden könne , durch Legaldefinitionen —
feſſionelle Meinungsverſchiedenheiten anzurühren . Wir
ſind einmütig zu der Überzeugung gelangt , daß wir in
den jetzt vorgelegten Formulierungen dieſe Gefahr ver⸗
meiden konnten . Aber es iſt vielleicht doch angebracht ,
daß erſt die einzelnen Definitionen hier durchgeſprochen
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werden , ehe das Plenum der Landesſynode dazu Stellung
nimmt , ob ſie die Auffaſſung des VA teilt , daß hier die
Gefahr , konfeſſionelle Meinungsverſchiedenheiten anzurüh⸗
ren , vermieden worden iſt .

Solche Legaldefinitionen können wohl niemals ganzvollkommen gefaßt werden , namentlich auf einem Gebiet ,
wo wir geſetzgeberiſch in mancher Hinſicht Neuland be⸗
treten . Die Frage , ob man dieſes Wagnis auf ſich nehmen
ſoll oder nicht , iſt für uns nicht mehr von irgendeiner
kirchlich entſcheidenden Bedeutung und könnte nach der
Erörterung der einzelnen Legaldefinitionen hier zur Ent⸗
ſcheidung gebracht werden .

Präſident Dr . Umhauer : Ich möchte Ihnen vorſchlagen ,
daß wir in die Beſprechung der einzelnen Vorſchläge des
Ausſchuſſes eintreten . Das entſpricht auch der Geſchäfts⸗
ordnung . Es liegt ja nur der Antrag des Ausſchuſſes vor
und kein Abänderungsantrag hierzu . Wenn Sie damit ein⸗
verſtanden ſind , ſo möchte ich vorſchlagen , daß wir uns
zunächſt ausſprechen über die Faſſung von § 2 Abſatz 1:

Die Landesſynode iſt die Verſammlung von ge⸗
wählten und berufenen Mitgliedern der Landeskirche ,
die aus ihrer Erfahrung im kirchlichen Leben und aus
ihrer beſonderen Sachkenntnis heraus beſchließend
und beratend im Dienſte an der Kirchenleitung zu⸗
ſammenwirken .

Abgeordneter Schneider : Darf ich nur kurz etwas ſagen ,
vielleicht iſt das dienlich zur Klärung der ganzen Dinge .Wir haben ja in dieſem Geſetzentwurf ſechs Abſchnitte .Der erſte ſind die allgemeinen Beſtimmungen , 2) handeltvon der Landesſynode , 3) vom Landesbiſchof , 4) von dem
Erweiterten Evang . Oberkirchenrat , jetzt Landeskirchenrat ,5) vom Evang . Oberkirchenrat und 6) von der Geſetz⸗
gebung der Kirche . Und dieſe ſogenannten Legaldefini⸗tionen bezwecken nichts anderes , als jeden dieſer Abſchnitte ,dem erſten Paragraphen desſfelben , kurz voranzuſtellen ,was Aufgabe und Wirkungsbereich des betreffenden Or⸗
gans iſt . Darum würde ich es für ſehr zweckmäßig halten ,
wenn wir gerade die einzelne Legaldefinition , wie wir
ſte hier jetzt haben , die zum Abſatz 2, der die große Über⸗

ſchrift hat „Landesſynode “, bei dem wir in allen Dingen
onſt einverſtanden waren , im Zuſammenhang mit dieſem
Abſchnitt behandeln . Ich glaube , dann wird es uns klarer ,und hätten wir dann das Geſetz mitberaten .

Zu dieſer Sache ſelbſt möchte ich ſagen , ſie bedeutet in
der Neuformulierung nichts anderes als eine Erweiterung
deſſen , was wir ſelbſt ſchon feſtgelegt hatten im Monat
Januar . Dort iſt allerdings nur die äußere perſonelle
Zuſammenſetzung feſtgelegt geweſen , nämlich „ Verſamm⸗
lung von Pfarrern , Alteſten und anderen Gliedern der

Landeskirche. “ Das haben wir ſtehen laſſen und nun er⸗
gänzt, was ihre Aufgabe iſt , was ſie tun ſollen : „ Die aus
ihren Erfahrungen im kirchlichen Leben und aus ihrer
beſonderen Sachkenntnis heraus beſchließend und beratend
im Dienſte an der Kirchenleitung zuſammenwirken . “ Daß
wir das noch ſagen , iſt ſicherlich wertvoll ; denn einmal
ſollen auch andere es wiſſen , was wir als Aufgabe dieſer
Eremien uns gedacht haben , und zweitens iſt in dieſem
ſcheinbar ſehr einfachen Nebenſatz noch feſtgelegt , daß dieſeMänner oder auch Frauen , die vielleicht in die nächſteSynode kommen werden , ausgewählt werden ſollen als
ſolche, die Erfahrung im kirchlichen Leben haben , die alſo
aktiv drin ſtanden , und die auch eine beſondere Sachkennt⸗

5 haben, um mit beſchließen und mit beraten zu können .Wir haben bei den Beratungen uns überlegt , ob manas noch einmal hier ſagen ſoll , weil ja in der Wahl⸗
ordnung zu den Alteſten , über die ja auch zur Synode
gewählt wird , und dann in unſerer Synodeordnung noch
ausführlicher dieſe Vorausſetzungen des Amtes des Alteſtenund damit auch des Synodalen gegeben ſind . Aber es iſtſchon zweckdienlich — und damit möchte ich dieſe grund⸗
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daß auch hier , etwas kürzer gefaßt , im Leitungsgeſetz dieſe
Aufgaben und dieſe Vorausſetzungen und dieſer Perſonen⸗kreis beſtimmt wird . Ich möchte deshalb ſehr empfehlen,
grundſätzlich , daß wir dieſe vier Legaldefinitionen allen
vier Abſchnitten voranſetzen und darf ſagen , daß ſehr
gewiſſenhaft geprüft worden iſt , wie wir das formulieren ,ſollten . Dieſen Wortlaut möchte ich bejahend der Synode
zur Annahme empfehlen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich laſſe abſtimmen , ob § 2
Abſ . 1 in der vorgeſchlagenen Faſſung angenommen wer⸗
den kann .

Einſtimmig angenommen .
Dann wäre die Folge , daß § 2 Abf .

das ſteckt ja ſchon in Abſatz 1 drin .
8 6 Abſ . 1 und 87 Abſ . 1 iſt eine reine formale Richtig⸗

ſtellung , daß wir ſtatt „ Synode “ „ Landesſynode “ ſagen .Wir haben ja auch Bezirksſynoden . Ich darf annehmen ,
daß das ohne Diskuſſion angenommen wird .

Dann kommt 8§ 11 Abſ . 1 Satz 1: Die Definition des
Begriffs Landesbiſchof .

Der Landesbiſchof iſt der zum Dienſt an der Kirchen⸗
leitung berufene Inhaber des geiſtlichen Amtes , der
die Gemeinden und die Amtsträger der Landeskirche
unter Gottes Wort ruft . Wie der Pfarrer die Orts⸗
gemeinde , ſo hat der Landesbiſchof die Landeskirche
durch Gottes Wort zu leiten .

Es iſt das eine geringfügige Anderung gegenüber der im
Januar beſchloſſenen Faſſung . Es iſt dort nur mit dem
Vergleich begonnen , während es wohl zweckmäßiger iſt ,
den Vergleich an den Schluß zu ſetzen in einem beſonderen
Satz . Und es iſt das Wort „ leiten “ geblieben trotz der Be⸗
denken , die geäußert wurden .

Profeſſor Dr . Hupfeld : Eine kleine Bemerkung . Darf
ich nur folgendes ſagen : Der Satz : „ Er kann in allen
Gemeinden der Landeskirchen Gottesdienſte und geiſtliche
Verſammlungen abhalten “ , iſt nun hier gefallen .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Es iſt
nur § 11 Abſ . 1 Satz 1 geändert , Satz 2 bleibt .

Abgeordneter D. Dr . Schlink : Herr Präſident , ich möchte
nur eine Kleinigkeit richtig ſtellen . In dem Satz , wie er in
der Vorlage beſchloſſen iſt , iſt weggefallen : „ Und durch
Gottes Wort zu leiten “, weil an dieſem Punkt beſtimmte
Interpretationsſchwierigkeiten gerade in den Eingaben
von Herrn Kollegen Wolf ſich herausgeſtellt hatten . Da⸗
gegen iſt „ durch Gottes Wort “ dann hereingenommen
worden in den zweiten Satz unſeres Vorſchlages : „ Wie der
Pfarrer die Ortsgemeinde , ſo hat der Landesbiſchof die
Landeskirche durch Gottes Wort zu leiten “, nicht wahr ?
Es iſt dadurch das Mißverſtändnis beſeitigt , als ob nun
der Landesbiſchof jede einzelne Gemeinde durch Gottes
Wort ſo leitet , wie es nur der Pfarrer machen kann . Er
hat die Landeskirche zu leiten , damit leitet er ſelbſtver⸗
ſtändlich auch die Ortsgemeinden , aber in einer anderen
Weiſe als der Ortspfarrer . Deshalb ſind dieſe Ver⸗
änderungen hingenommen worden . Wir hoffen , dadurch
eine beſſere Klärung erreicht zu haben .

Abgeordneter Dr . Kuhn : In der Eingabe des Herrn
Pfarrer Adolph und ſeiner Kollegen war auch ausgeführt
worden , daß es ein beſonderes Anliegen ſei , daß der Herr
Landesbiſchof auch der Seelſorger , der beſondere Seelſorger
der Pfarrer , ſei . Und man hat da insbeſondere daran ge⸗
dacht , daß der Herr Landesbiſchof auch die Tätigkeit des
früheren Prälaten übernehmen ſoll .

Es iſt in der Eingabe des Herrn Pfarrer Adolph und
ſeiner Kollegen auf § 125 der Kirchenverfaſſung hinge⸗
wieſen worden . Ich darf Ihnen zu Ihrer beſſeren Orien⸗
tierung einmal dieſe Beſtimmung vorleſen :

Der Prälat iſt der erſte Geiſtliche der Landeslirche .
Seine Aufgabe beſteht vornehmlich darin , Anregungen

ſätzliche Frage bejahend beantworten — und zweckmäßig ,

4 geſtrichen wird ;



und Richtlinien für die Hebung des religiöſen und

ſittlichen Lebens in Kirche und Gemeinde zu geben ,

die Geiſtlichen in Amtsführung , Fortbildung und

Wandel perſönlich zu beraten , ſowie in den Gemeinden
bei beſonders ſchwierigen Verhältniſſen ſchlichtendmit⸗
zuwirken . Vom Zuſtand des kirchlichen Lebens über⸗

zeugt er ſich durch regelmäßige Beſuche , an die Ge⸗

meinden kann er geiſtliche Anſprachen , Hirtenbriefe

richten . Er hat das Recht , Dekanatsviſitationen vor⸗

zunehmen , Pfarrkandidaten zu ordinieren und zu ver⸗

pflichten , ſowie Kirchen einzuweihen .

Wenn es nun in dem Entwurf zu § 11 Abſ . 1 Satz 1

heißt : „ Wie der Pfarrer die Ortsgemeinde ſo hat der

Landesbiſchof die Landeskirche durch Gottes Wort zu
leiten “, ſo ſtellt ſich für mich hierin die Frage , ob unter
den Worten , „er hat zu leiten “, auch darunter die Funk⸗
tion verſtanden werde , die der Prälat früher hatte . Ins⸗

beſondere folgende Aufgabe : „ Seine Aufgabe beſteht
vornehmlich darin , Anregungen und Richtlinien für die

Hebung des religiöſen und ſittlichen Lebens in Kirche und
Gemeinde zu geben , die Geiſtlichen in Amtsführung , Fort⸗
bildung und Wandel perſönlich zu beraten , ſowie in Ge⸗
meinden bei beſonders ſchwierigen Verhältniſſen ſchlichtend
mitzuwirken . “ Ich darf hiermit dieſe Frage ſtellen .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich
glaube , die Frage ſehr kurz beantworten zu können mit
dem Hinweis auf den weiteren Abſatz des § 11, wo ja die
einzelnen Aufgaben des Landesbiſchofs aufgezählt ſind ,
nicht mit genau denſelben Ausdrücken , wo aber im weſent⸗
lichen , wenn ich es recht aufgenommen habe , alles das
erſcheint , was uns hier eben aus dem alten Geſetz über
den Prälaten vorgetragen iſt .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich freue mich , aus Ihren Aus⸗
führungen , Herr Profeſſor v. Dietze , zu hören , daß das ,
was hier das Anliegen des Herrn Pfarrer Adolph und
ſeiner Kollegen war , mit in dem Entwurf berückſichtigt iſt .

Der Vorſchlag wird einſtimmig angenommen .
Präſident Dr . Umhauer : Nun kommt die Definition des

Landeskirchenrates in § 14 Abſatz 1:

„DerLandeskirchenrat iſt das zum Dienſte an der
Kirchenleitung beſtimmte Organ der Landeskirche , in
demMitglieder der Landesſynode , der Landesbiſchof ,
die Oberkirchenräte und die Kreisdekane in ſtändiger
Arbeit zuſammenwirken . “

Der Vorſchlag wird einſtimmig angenommen .

Präſident Dr . Umhauer : Jetzt §S 18 : Der Evang . Ober⸗
kirchenrat :

Der Evang. Oberkirchenrat iſt der zum Dienſt an
der Kirchenleitung berufene ſtändige Rat der Landes⸗
kirche . Ihm obliegen alle Angelegenheiten , die nicht
zu den Aufgaben der Landesſynode , des Landesbiſchofsoder des Landeskirchenrats gehören , und die nicht
durch andere Kirchengeſetze geregelt ſind .

915 5 1. An den Abſatz 2 kommen wir nachher .

12 558 erungen gegenüber dem Beſchluß der letzten
Synode werden ſich wohl ledigli i icheeneiduee WI0 diglich auf die ſprachlichen

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . ietze : Außer
der ſprachlichen Formulierung iſt mir 7 0

hier wir 55 d) eingeſchaltet haben , nämlich , daß wir

Afägt baden
aßgabe des Kirchenvermögensgeſetzes “ ein⸗

Präfident Dr . Umhauer : Es 1 elt ſi f i
um die Aufſicht üäber die m 5 Al
chenvermögens , die vom Oberkirchenrat geführt wird ib
um das Recht der Vertretung von Kirchengemeinde die

5 Rechte ungenügend wahrnehmen . Da Würde 10
Klarſtellung beigefügt : „ nach Maßgabe des Kirchenver⸗
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mögensgeſetzes “ , nämlich um klarzuſtellen , unter welcher
Vorausſetzung die ungenügende Verwaltung oder Wahr⸗
nehmung der Rechte der Kirchengemeinden angenommen
werden kann .

Wir brauchen wohl die einzelnen Befugniſſe und Auf⸗
gaben nicht beſonders vorzuleſen .

Abgeordneter Bernlehr : Darf ich zu § 18 Abſatz 2
ſprechen ?

„ Dem Evang . Oberkirchenrat obliegt insbeſondere ,
den Landesbiſchof bei der geiſtlichen Leitung der
Landeskirche zu unterſtützen . “

Es iſt meinem Eindruck nach aufs tiefſte zu bedauern ,
daß in der Eingabe der 68 Pfarrer nicht nur der Vorſchlag
gemacht wird , ſämtlichen Mitgliedern des Evang . Ober⸗
kirchenrats nur noch eine beratende Stimme im Landes⸗

kirchenrat zu geben , ſondern daß immer wieder vom

Evang . Oberkirchenrat als einer Verwaltungsinſtanz und
einer Verwaltungsbehörde geſprochen wird . Ich weiſe auf
Seite 1 der Eingabe hin , wo vom Oberkirchenrat geſagt
wird , daß er mehr juridiſchen Charakter hat und von

ſeinem Präſidenten geredet wird . Ich verkenne nicht, daß
in der Eingabe auch vom geiſtlichen Charakter dieſes

Organs etwas geredet wird .
Aber ich möchte doch ſehr unterſtreichen , daß der Evang.

Oberkirchenrat mehr iſt als eine reine Verwaltungsbe⸗
hörde . Schon auf der Landesſynodaltagung vom April 1051

habe ich darauf hingewieſen , daß wir alle im Evang.

Oberkirchenrat mehr ſehen als nur eine Verwaltungs⸗
behörde . In den Jahren nach 1919 hat beſonders die jung⸗

poſitive Gruppe ſich dafür eingeſetzt , daß der Oberkirhen⸗
rat mehr iſt als eine reine Verwaltungsbehörde . Damals

gab es eine Kirchenleitung , die ähnlich konſtruiert war,
wie ſie jetzt in der Eingabe gefordert worden iſt . Damals

gab es einen Landeskirchenrat ( Kirchenregierung ) und
den Evang . Oberkirchenrat mit einem Juriſten an der

Spitze . Und das heiße Bemühen der jungpoſitiven Gruppe

ging , wenn ich mich recht erinnere , immer wieder darum,
daß der Evang . Oberkirchenrat mehr geiſtliche Leitung
wird . Und es iſt dann an die Stelle des juriſtiſchen Präſi⸗

denten des Oberkirchenrats ein geiſtlicher Präſident da⸗

mals getreten . Und auch im ganzen Kirchenkampf wurde

immer wieder betont , daß das Geiſtliche und die Ver⸗

waltung der Kirche nicht getrennt werden darf, daß es

dieſes Gegenüber nicht geben kann , wie es hier in det

Eingabe immer wieder zum Ausdruck kommt , das Gegen⸗

über einer geiſtlichen Spitze ( ynodal beſtimmter Landes⸗

kirchenrat ) und einer reinen Verwaltungsbehörde (Evang.
Obertirchenrat nach der Eingabe ) , die dieſer Spitze gegen,
überſteht . ( Auf Seite 1 der Eingabe der Amtsbrüderheißt
es : „ Deshalb erſtreben wir eine Leitung der Kirche neben

der Verwaltungsinſtanz des Oberkirchenrats . “ Weiter lel
ſteht auf Seite 1 der Eingabe : „ Die BadiſcheKirchendee
faſſung hat nach Ablöſung der Monarchie die Tr

beibehalten : Der ſynodal beſtimmten Kirchenleitung ftän
der Oberkirchenrat als Verwaltungsbehörde begen

.

Ich darf nur kurz einige Sätze leſen aus einem Bei 10
in der „ Evangeliſchen Theologie “ vom Oioder a 9
1952 über das Thema : „ Kirchenleitung als brüderlich

Dienſt . “ Da heißt es am Schluß :
„ Die 465.10 Erneuerung iſt da.Sie wird aber 19

in Hand gehen müſſen mit der theologiſchen 910 41
auf das geiſtlich⸗ſeelſorgerliche Weſen einer Kir

60
leitung , das ihren Dienſt erſt wirklich fruc

machen kann . “
In dieſem Aufſatz iſt ferner geſagt :

„ Kirchenleitung iſt geiſtliche Leitung . Welche 5
ſichtspunkte entſcheiden die Perſonalpolitit
die Finanzpolitik ? Im Kirchenkampf haben 1
ſchmerzhaften Auseinanderſetzungen mit — 85 171
tirchlichen Behörden und ihren Finanzabtei 35



gelernt , daß es keine noch ſo neutral ausſehende Ent⸗
ſcheidung oder Anordnung gibt , die die geiſtliche Mitte
unberührt ließe . “

Und dann möchte ich nur noch 2 oder 3 Sätze leſen über
„ Kirchenleitung als Seelſorgedienſt “. Da heißt es :

„ Die Glieder der Kirchenleitung , denen die Ver⸗
waltungsarbeit aufgetragen iſt , haben , wenn ſie ihr
Amt recht verſtehen , täglich ein erhebliches Maß an
Seelſorge zu erfüllen . Daß dies eine entſcheidendeNote in der Verwaltungsarbeit iſt und immer mehr
wird , das iſt Scharfs ( Präſes des Konſiſtoriums in
Brandenburg ) beſonderes Anliegen ſeit vielen Jah⸗
ren . . . Je mehr die Seelſorge in die Kirchenkanzleien
und Konſiſtorien einzieht , deſto mehr werden die Er⸗
fahrungen aus der Zeit der Bruderräte ihre Frucht
tragen für ein neues Verhältnis zwiſchen der Lei⸗
tung und den Paſtoren , zwiſchen der Verwaltungund den Gemeindekirchenräten . Solch ein Seel⸗
ſorgedienſt erfordert viel Zeit und Kraft , und zwar
nicht nur in dem perſönlichen Geſpräch , ſondern
auch in der Abfaſſung kirchenamtlicher Schreiben ,
wenn ſie ſich von dem formellen Stil löſen und zueinem geiſtlichen Geſpräch mit dem Empfänger werden . “

Ceterum censeo : Der Oberkirchenrat iſt nicht reine Ver⸗
waltungsbehörde , ſondern geiſtliche Leitung . ( Zurufe , wo
der Artikel ſteht . ) Der Artikel ſteht in der Oktober /Novem⸗
ber Nummer der „Evangeliſchen Theologie “ 1952 , iſt ver⸗
faßt von Oberkonſiſtorialrat E. Andler und enthält vor
allem auch eine Würdigung der Arbeit des Präſes Scharfin den Jahren des Kirchenkampfes und wie er die Kirchen⸗
leitung auffaßt .

Präſident Dr . Umhauer : Bedenken gegen die neue For⸗
mulierung des Abſatzes 2 des § 18 ſind nicht geäußert .
Ich darf daraus ſchließen , daß Sie dieſe Formulierunggut heißen .

Nun kämen wir zu der dritten Gruppe der Vorſchläge .
Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wir ſind

tatſächlich ſchon mit der dritten Gruppe der Vorſchläge
befaßt , denen ſachlich keine große Bedeutung beizumeſſen
iſt. Dieſer § 18 Abſ . 2 oder die darin vorgenommenen
Anderungen gehörten dazu , und es iſt vorhin auch auf
Frage des Herrn Präſidenten ſchon der vorgeſchlagenen
Anderung des § 6 Abſ . 1 und § S7 Abſ . 1 zugeſtimmt
worden , wo lediglich korrekterweiſe das Wort „ Synode “
durch „ Landesſynode “ erſetzt werden ſoll .

Die nächſten Beſtimmungen ſind § 11 Abſatz 2 Zeile 1,
ſtatt : „ Dienſt der Leitung “ „ Dienſt an der Leitung “ zu
ſagen , und in § 11 Abſatz 2 iſt das Wort „ausrichtet “ zu
erſetzen durch „ leitet “ Es handelt ſich um die geiſtliche
Vorbildung und Ausbildung der Pfarrer . Da ſchien es
uns ſchöner zu ſein , von „ leiten “ zu ſprechen , als von
„ausrichten “ .

Zu dem Nichterledigten gehört noch , daß in § 14 Abſ . 2
unter d) noch der Abf . 3 des § 16 mit herangezogen wird .
Das ändert ſachlich nichts , iſt aber etwas korrekter . Dann
erhält nun Abſchnitt VII die berſchrift : ſtatt nur „ ber⸗
gangsbeſtimmungen “ die Faſſung „ Schluß⸗ und Über⸗
gangsbeſtimmungen “.

In § 25 —das iſt der einzige Paragraph dieſes
letzten Abſchnittes — wird noch um der Klarheit willen
eingefügt : „ Auch Beſtimmungen anderer Kirchengeſetze ,die dieſem Geſetz widerſprechen , werden hiermit aufge⸗
hoben“, damit hier ja keine Zweifel ſpäter auftauchenkönnen . Und damit wird der bisherige § 25 Abſ . 4 zuAbſatz 5.

And ſchließlich mußte in § 25 das Datum eingeſetzt
werden , an dem das Geſetz in Kraft treten ſoll . Wir haben
hierfür den 1. Juli dieſes Jahres vorgeſchlagen .
Präſident Dr . Umhauer : Ich eröffne die Ausſprache über

dieſe Vorſchläge . — Es meldet ſich niemand zum Wort .

Zweite Sitzung 17

Ich darf daraus ſchließen , daß Sie dieſen Vorſchlägenzuſtimmen .
Und nun kämen wir zur Spezialberatung der einzelnen

Beſtimmungen des Geſetzes , die ja nach unſerer Geſchäfts⸗
ordnung notwendig iſt . Ich würde Ihnen vorſchlagen , daß
ich nun das ganze Leitungsgeſetz in der neuen Faſſungunter Berückſichtigung der heute beſchloſſenen Anderungen
vorleſe . Oder halten Sie das nicht für erforderlich ?

Abgeordneter Schneider : Ich halte es deshalb nicht er⸗
forderlich , weil wir ja mit Ausnahme der jetzigen Ande⸗
rungen das Geſetz in der zweiten Leſung genau mit⸗
einander beraten und Abſchnitt für Abſchnitt genehmigthaben , ſo daß ich eigentlich eine Einzelabſtimmung für
erledigt betrachten zu können glaube , und jetzt , wo wir
die Anderungen durchberaten haben , lediglich eine Global⸗
ſchlußabſtimmung empfehlen würde .

Dieſer Auffaſſung wird von der Synode einmütig zu⸗
geſtimmt . In der Schlußabſtimmung wird das Geſetz ein⸗
ſtimmig angenommen .

Abgeordneter Dr . Barner : Ich bin gebeten worden ,
noch eine Erläuterung über den Abſtimmungsmodus im
Landeskirchenrat zu geben . Wir werden immer wieder ge⸗
fragt , wie bei Stimmengleichheit im Landeskirchenrat
verfahren wird . Dieſe Frage rührt daher , weil wir in der
Synode gewöhnt ſind , daß bei Stimmengleichheit die
Stimme des Vorſitzenden entſcheidet . Beim Landeskirchen⸗
rat iſt es aber ſo, daß bei Stimmengleichheit der Antrag
abgelehnt iſt .

Präſident Dr . Umhauer : Ich ſtelle feſt , daß das auchbei der Synode ſo iſt .
Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Es ſtehtin § 7 des Leitungsgefetzes die Beſtimmung für die Synode .

C.
Präſident Dr . Umhauer : Ich darf annehmen , daß wir

nun den Punkt der Tagesordnung verlaſſen können und
übergehen zu der Beratung des weiteren Berichts des
Verfaſſungsausſchuſſes über die Vorlagen 2 —8 .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Hohe Synode !
Die erfreuliche Entwicklung unſerer Gemeinden veran⸗
laßte den Erweiterten Evang . Oberkirchenrat zur Vorlage
verſchiedener Entwürfe kirchlicher Geſetze betr . die Ver⸗
einigung von Kirchengemeinden und die Errichtung von
Kirchengemeinden . Uns liegen verſchiedene Vorlagen vor :

1. Der Entwurf eines Geſetzes betr . die Vereini gungder Evang . Kirchengemeinden Boxberg und
Wölchingen . Die Begründung des Entwurfes erſcheint
uns ſehr zutreffend , und es hat deswegen der Verfaſſungs⸗
ausſchuß beſchloſſen , der Synode die Annahme dieſes Ge⸗
ſetzes zu empfehlen .

Das Geſetz wird ohne Ausſprache in der Spezialberatung
und in der Geſamtabſtimmung einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Zweitens : Es
liegt ferner vor der Entwurf eines kirchlichen Geſetzes
betr . die Errichtung des Kirchenbezirks
Baden⸗Baden . Es hatte früher bereits einen Kir⸗
chenbezirk Baden⸗Baden gegeben , der durch die aus der
Begründung des Entwurfs erſichtlichen Umſtände auf⸗
gelöſt und deſſen Gemeinden teils dem Kirchenbezirk
Rheinbiſchofsheim und dem Kirchenbezirk Karlsruhe⸗Stadt
zugeteilt wurden . Es hat ſich inzwiſchen immer mehr
ergeben , daß die Wiedererrichtung des Kirchenbezirks
Baden⸗Baden notwendig iſt . Es wurden deswegen die in
Betracht kommenden Gemeinden befragt , ebenſo der Kir⸗
chenbezirk Rheinbiſchofsheim . Die eingegangenen Ant⸗
worten waren alle zuſtimmend . Es empfiehlt deswegen
der Verfaſſungsausſchuß die Annahme des hier vorge⸗
ſehenen Geſetzes .

Das Geſetz wird in der Spezialberatung und in der Ge⸗
ſamtabſtimmung ohne Ausſprache einſtimmig angenommen .
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Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Drittens : Es

liegt uns vor der Entwurf eines lirchlichen Geſetzes betr.
die Errichtung der Evang . Kirchengemein⸗

den Tengen und Aach und die Erweiterung
des Kirchſpiels Engen . Es ſollen hier eine Kir⸗

chengemeinde Tengen und eine Kirchengemeinde Aach er⸗

zichtet werden . Das Kirchſpiel der KirchengemeindeEngen

ſoll erweitert werden , und ſchließlich ſollen die Kirchen⸗
gemeinden Tengen und Aach mit der Kirchengemeinde
Engen zu einer Geſamtkirchengemeinde zuſammengeſchloſſen

werden , in welcher die Kirchengemeinden Tengen und Aach

Filialkirchengemeinden der Kirchengemeinde Engen ſind .
Der VA kann ſich den Anträgen der Beteiligten nicht ver⸗

ſchließen , und er empfiehlt der Synode deswegen die An⸗

nahme der Vorlage . Die Errichtung der beiden neuen

Kirchengemeinden und die Bildung einer Geſamtkirchen⸗
gemeinde wird ein ſehr gutes Beiſpiel dafür ſein , wie
das Geiſtliche und Rechtliche im Einklang ſtehen , wobei
das Rechtliche ſich nach dem Geiſtlichen richtet . Ich denke

hierbei an die Beſtimmungen zu § 1 Abſatz 2 des uns vor⸗

liegenden Leitungsgeſetzes , wie wir es eben beſchloſſen
haben .

Das Geſetz wird in der Einzelberatung und in der Ge⸗

ſamtabſtimmung ohne Ausſprache einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Es liegt uns

auch vor der Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , betr . die

Errichtung einer Evang . Kirchengemeinde
Markdorf . Markdorf war bisher ein Diaſporapfarr⸗
amt ; es umfaßt heute etwa 1300 Evangeliſche . Der Kir⸗
chenvorſtand Markdorf hat den Antrag geſtellt , eine
Evang . Kirchengemeinde Markdorf zu errichten , in der
das bisherige Diaſporapfarramt in eine ſtändige Pfarr⸗
ſtelle umgewandelt werden ſoll . Die nach dem Ortskirchen⸗
ſteuergeſetz erforderliche ſtaatliche Genehmigung iſt bean⸗
tragt . Der Verfaſſungsausſchuß bejaht die Notwendigkeit
der Errichtung der Kirchengemeinde Markdorf , und er
empfiehlt deswegen der Synode die Annahme der Vorlage .

Das Geſetz wird in der Einzelberatung und in der Ge⸗
ſamtabſtimmung ohne Ausſprache einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Es liegt ferner
vor der Entwurf eines kirchlichen Geſetzes betr . die Er⸗
richtung einer Evang . Kirchengemeinde
Schliengen . Die Glieder der Gemeinden Schliengen ,
Mauchen und Steinenſtadt waren 1920 zu einer Diaſpora⸗
gemeinde zuſammengeſchloſſen worden ; dieſe beſitzt bisher
keinen Gottesdienſtraum . Nachdem ſie ſich in den letzten
Jahren ſtark vergrößert hat , wird die Gemeinde in abſeh⸗
barer Zeit ſich einen eigenen Gottesdienſtraum erſtellen ,
kann dies aber nur durchführen , wenn ihr die Möglichkeit
gegeben wird , Ortskirchenſteuer zu erheben . Vorausſetzung
hierzu iſt aber die Erhebung der Diaſporagemeinde zu
einer Kirchengemeinde . Die neue Kirchengemeinde ſoll
hierbei Filialtirchengemeinde von Auggen werden . Die
nach dem Ortskirchenſteuergeſetz erforderliche Staatsge⸗
nehmigung iſt beantragt . Der Verfaſſungsausſchuß iſt der
Anſicht , daß die Errichtung der Kirchengemeinde Schliengen
geboten iſt , und er empfiehlt deswegen der Synode die
Annahme der Vorlage .

Das Geſetz wird ohne Ausſprache in der Einzelberatung
und in der Geſamtabſtimmung einſtimmig angenommen .

5 Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Es liegt uns
ſchließlich vor der Entwurf eines kirchlichen Geſetzes betr .

die Errichtung der Evang . Kirchengemein⸗
den Gütenbach und Vöhrenbach . Hier ſollen
die Evangeliſchen der Gemeinden Gütenbach und Neukirch
zu einer Kirchengemeinde Gütenbach und die Evange⸗
liſchen der Gemeinden Vöhrenbach , Hammereiſenbach ,

Bregenbach , Langenbach , Linach und Nohrbach zu einer
Kirchengemeinde Vöhrenbach zuſammengeſchloſſen werden .

Es ſollen ferner dieſe neuen Kirchengemeinden Gütenbach
und Vöhrenbach mit der Evang . Kirchengemeinde Furt⸗

wangen zu einer Geſamtkirchengemeinde vereinigt werden ,
in welcher die Kirchengemeinden Gütenbach und Vöhren⸗

bach Filialkirchengemeinden der Kirchengemeinde Furt⸗

wangen ſind . Durch die Errichtung der beiden Kirchenge⸗
meinden wird es möglich , Ortskirchenſteuer zu erheben
und ſodann notwendige kirchliche Bauten zu erreichen . Die

ſtaatliche Genehmigung zur Errichtung der beiden Kirchen⸗

gemeinden Gütenbach und Vöhrenbach wurde bereits er⸗

teilt . Auch hier empfiehlt der Verfaſſungsausſchuß der

Synode die Annahme der Vorlage .
Bei der Einzelberatung bemerkt Präſident Dr . Umhauer

zu Artikel 3: Es fällt hier auf , daß die Worte „der Kir⸗
chenverfaſſung “ , § 38, ausgeſchrieben ſind , während ſonſt
bei den anderen Geſetzesentwürfen KVegeſagt wird . Es

fragt ſich, ob man da nicht der Gleichheit wegen KV ſagen

ſoll . Der Herr Landesbiſchof hat keine Bedenken ! —

Das Geſetz wird ohne weitere Ausſprache in der Einzel⸗
beratung und in der Geſamtabſtimmung einſtimmig an⸗

genommen .
D.

Präſident Dr . Umhauer : Damit wären wir mit den
Vorlagen betr . Kirchengemeinden fertig , und wir gehen
über zu Punkt D. der Tagesordnung : Bericht des Ver⸗
faſſungsausſchuſſes über den Entwurf eines lirchlichen
Geſetzes betr . die Abänderung der kirchlichen

Wahlordnung und zu der Eingabe des Evang . De⸗
kanats Karlsruhe⸗Land , ebenfalls die Abänderung der

kirchlichen Wahlordnung betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Erwei⸗
terte Evang . Oberkirchenrat hat uns den Entwurf eines
kirchlichen Geſetzes betr . die Abänderung der kirchlichen
Wahlordnung vorgelegt . Die Frage der Abänderung der
kirchlichen Wahlordnung hat uns bereits auf unſeret
Januartagung beſchäftigt und zwar zum einen im Zu⸗
ſammenhang mit der damaligen Vorlage des Leitungs⸗
geſetzes und zum anderen im Zuſammenhang mit der
Eingabe des Induſtrie⸗ und Arbeiterrüſttages in Eutingen
vom 15. 6. 1952 . Ich bitte ſich zu erinnern an die Er⸗

örterungen der § § 4 und 27 der damaligen Vorlage des
Leitungsgeſetzes . Man hat damals beſchloſſen , die Abſätze
4 und 5 des § 27˖ĩder Vorlage aus dem Entwurf auszu⸗

gliedern . Man hat gut hieran getan und damit uns heute
einen beſonderen Entwurf des Erweiterten Evang. Ober⸗
ktirchenrats betr . die Abänderung der kirchlichen Wahl⸗
ordnung vorgelegt . Eingegangen iſt in dieſem Zuſammen⸗

hang auch eine Eingabe des Evang . Dekanates Karlsruhe⸗
Land vom 22. 4. 1953 , nach welcher § 17 der Wahloronung
dahin abgeändert werden ſoll , daß anſtelle der Worte
„drei Namen “ die Worte „ fünf Namen “ treten ſollen.

Das in der Januartagung ſchon vorgetragene
daß größere Kirchenbezirke an der Mitarbeit der
durch mehr als einen Synodalen beteiligt ſein ſollen , if

gerechtfertigt . Es hat deshalb der Erweiterte Grent
Oberkirchenrat vorgeſehen , daß zunächſt jede Bezirksſyno

e

einen Synodalen wählt , der nicht Pfarrer iſt , alſo

Laien ; zählt ein Kirchenbezirk aber 60 00⁰0Seelen un

mehr , ſo ſoll die Bezirksfnode für jedes angefangene

60 000 je einen weiteren Synodalen wählen . Det Ba
kann ſich der Berechtigung dieſes Anliegens nicht
ſchließen und hat deswegen der Abänderungsvorlageder
geſtimmt , jedoch mit einigen Abänderungen gegenn 5

der Vorlage des Erweiterten Evang . Oberkirchenrates ,
die ich Ihnen nun vortragen will .

Es ſollen lauten nunmehr :

Artikel 1

S 30 der Wahlordnung erhält folgende Faſſung :
Die Landesſynode beſteht aus :



a) Landesſynodalen , die nicht Pfarrer ſind und gewählt
werden in der Regel aus der Mitte der Bezirks⸗
ſynoden . Iſt der zu Wählende nicht Mitglied der
Bezirksſynode , ſo muß er doch Alteſter ſein . Jede
Bezirksſynode wählt einen Synodalen . Zählt der
Kirchenbezirk aufgrund der bei Einleitung der Wahl
amtlich feſtgeſtellten Bevölkerungsziffer 60 000 Evan⸗
geliſche und mehr , ſo wählt die Bezirksſynode
für jedes angefangene 60 000 je einen weiteren
Synodalen ;
Landesſynodalen , die Pfarrer ſind . Die Synoden
der Kirchenbezirke , die 60 000 und mehr Evangeliſche
zählen , wählen einen Pfarrer , die übrigen Bezirks⸗
ſynoden je zwei zuſammen einen Pfarrer . Iſt die
Zahl dieſer letztgenannten Kirchenbezirke eine un⸗
gerade , ſo beſtimmt der Evang . Oberkirchenrat , wel⸗
cher Kirchenbezirkeinen Pfarrer zu wählen hat ;
10 vom Landesbiſchof nach Anhören des Landeskir⸗
chenrats zu berufenden Landesſynodalen , davon aus
einem Mitglied der Evang . ⸗Theologiſchen Fakultät
der Anverſität Heidelberg . Dieſe zu berufenden Sy⸗
nodalen müſſen die Befähigung zum Alteſtenamt
haben , ſoweit ſie nicht Pfarrer ſind .

Artikel 2
In 8 31 wird Satz 1 Abſatz 1 geſtrichen .
Der Evang . Oberkirchenrat wird ermächtigt , die
kirchliche Wahlordnung in der jetzt gültigen Faſſung
zu veröffentlichen . Er wird mit der Durchführung
dieſes Geſetzes beauftragt .
Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

Meine Herren ! Das iſt der Vorſchlag des Verfaſſungs⸗
ausſchuſſes . Die hierin liegenden Anderungen gegenüber
der Vorlage des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats ſind

mehr redaktioneller Art . Zum Beiſpiel hat der Ver⸗
faſſungsausſchuß vorgeſehen , daß in Artikel 2 Abſatz 2

noch etwas ergänzt wird , nämlich daß der Evang . Ober⸗
kirchenrat ermächtigt wird , die Wahlordnung zu ver⸗

öffentlichen . Das erſchien uns beſonders notwendig , damit
man draußen ſofort die Wahlordnung in der neuen

Faſſung hat , die bisherige Vorlage der Wahlordnung
nichtkorrigiert werden muß und man dadurch vielleicht ein
unüberſichtliches , zu Irrtümern neigendes Bild erhält .Der VA hat auch zu dem Anliegen des Evang .
Dekanats Karlsruhe⸗Land Stellung genommen
und das Anliegen eingehend erörtert . Er kam jedoch zuder Uberzeugung , daß dieſem Anderungsvorſchlag nicht
gefolgt werden ſoll und zwar zum einen deshalb , wei
ſonſt die Möglichkeit beſtünde , daß Vorgeſchlagenen , die
nur ganz wenig Stimmen erhalten , ſchließlich im Wege des

achrückens doch zum Alteſtenamt gelangen , ſowie zum
anderen , weil es vielleicht möglich würde , daß ein anderer

Neuzugezogener, der eher als der als 4. oder 5. Vorge⸗
Frage käme, deswegen nicht Alteſter werden

Stinmen 4. oder 5. wenn auch nur mit ganz wenigen

epfiehle
er immerhin bereits gewählt iſt . Der VA

abde⸗ — — der Synode , den. Abänderungsvor⸗

505 8 Karlsruhe⸗Land nicht anzunehmen .
aler oun⸗

er Schneider: Es dürfte wohl noch in unſer
er 322 ſein , was der Ausgang zu dieſer Frage

das Wlliege
ng derkirchlichenWahlordnung war , nämlich

worden iſ, daf 5 auf der Januarſynode vorgebracht
5 855 mehr Vertreter aus derArbeiterſchaft

eobe ide kommen könnten. Wir haben in der

feeſgehende über dieſen Punkt eine ſehr eingehende und

zickonmen usſprache gehabt . Ich will nicht darauf zu⸗
llare aber , um die Diskuſſion in ganz
ale ſeinerzeit

darauf hinweiſen , daß wir

Wbeiterfreund
es bejaht haben , daß dem Anliegen der

e, die innerhalb des kirchlichen Arbeiter⸗
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werkes ſtehen , entſprochen werden ſoll . Wir haben des
weiteren aber erkannt , daß , wenn wir davon abweichen ,daß in dem gegebenen und geordneten Wahlmoduseben die einzelnen Kirchenbezirke die Synodalen wählen
und beſtimmen , nun ein beſonderer Stand oder ein
beſonderes kirchliches Werk berückſichtigt werden ſoll .

Sofort iſt die Frage aufgetaucht , ja , warum nur dieſes
eine kirchliche Werk und nicht auch andere , wobei
wir insbeſondere auch an das Frauenwerk gedacht haben ,
auch an führende Mitarbeiter aus dem Werk unſerer kirch⸗
lichen Jugend . Wir waren damals über den Modus ver⸗
ſchiedener Meinung . Die einen dachten , daß durch die
Erhöhung dieſer Sitzzahl in den Großſtadtgemeinden , ge⸗bunden an eine Ziffer von 60 000 pro Landesſynodaler ,
eine Löſung zu finden ſei ; die anderen meinten , daß durch
eine Erhöhung der Zahl der Synodalen , welche durch den
Herrn Landesbiſchof zu ernennen ſeien , die Löſung eher
zu finden ſei . Ich bekenne mich nach wie vor zu dieſer
letzteren Anſicht , und zwar um den Zweck zu erreichen , der
Ausgangspunkt der Diskuſſion über eine Erhöhung der
Synodalſitze iſt . Und ich wiederhole , daß ich der Auf⸗
faſſung bin , daß etwa der chriſtliche , der evangeliſche Ar⸗
beitervertreter nicht gebunden werden darf auf irgendeine
Gemeinde , ſondern , daß es ſehr wohl einmal ſein kann ,
daß in einer anderen als in einer Großſtadtgemeinde ein
Arbeiter herauswächſt , der dann in ſeinem Kreiſe eine
führende und aktive Stellung innerhalb unſerer Evang .
Kirche hat . Bei einer Berufung durch den Herrn Landes⸗
biſchof ſtünde die Auswahl aus dem ganzen Land zur
Verfügung und nicht nur aus einem einzelnen gebundenen
Großſtadtbezirk . Dasſelbe gilt für die anderen Werke ,

uen⸗ und Jugendarbeit .
Ich vermiſſe aber nun in dieſer Vorlage irgendeinen

Hinweis oder gar eine Beſtimmung , die garantieren
würde , daß tatſächlich dem Anliegen , das Ausgangspunkt
war , nun entſprochen würde . Wo iſt denn jetzt , wenn wir
dieſes Geſetz annehmen , die Gewähr dafür geboten , daß
tatſächlich die Vermehrung dieſer Sitze dieſem Anſpruch
gerecht wird . Es heißt hinten in der Begründung , daß
für Karlsruhe⸗Stadt und Heidelberg je zwei ſtatt bisher
ein Synodale — das würde alſo zwei zuſätzliche Sitze be⸗
deuten in Mannheim drei Landesſynodale gewählt
werden . Das ſind , wenn ich richtig rechnen gelernt habe ,
auch zwei zuſätzliche Landesſynodale , damit gibt es , glaube
ich, vier ſtatt drei . Ich laſſe mich gern beſſer belehren .
( Zuruf Dr . Friedrich : Das iſt ein Druckfehler ! ) — Wer
gibt die Gewähr dafür , daß nämlich unter den drei , für
Heidelberg und Karlsruhe unter den zwei , nun wirklich ,
ſagen wir eben , der eine oder die zwei mehr Arbeiter
kommen , oder die Frau oder der Vertreter des Jugend⸗
werks oder des Hilfswerks oder ſonſt einer kirchlichen
Organiſation ? Ich wäre dankbar , wenn mir darüber

Auskunft gegeben würde .
Und nun der andere Geſichtspunkt : Ich habe grund⸗

ſätzlich im Januar die Meinung vertreten : Kirchenbezirk
gleich Kirchenbezirk , und wir ſollen an dieſer Ordnung
nicht rütteln . Ich gebe aber zu, daß die Uberlegungen , die
ich mir in dieſer Sache inzwiſchen gemacht habe , mir eine

gewiſſe Bereitwilligkeit gegeben haben , den Großſtadt⸗
gemeinden in einem gewiſſen Schlüſſel hier entgegenzu⸗
kommen , weil doch die Differenz zwiſchen dem kleinſten
Kirchenbezirk und dem größten eine ſehr große iſt . Wenn

ich die Ziffern recht im Kopf habe , hat der kleinſte etwa
8000 und der größte faſt 200 000 Seelen . Ich würde alſo
meine Stellung ſo präziſieren , daß ich dem Anliegen , daß
die Großſtadtgemeinden ſtärker vertreten ſind , zu ent⸗

ſprechen geneigt bin . Ich möchte aber zuvor um eine Er⸗

klärung bitten , wie man glaubt , daß man auch dem
zweiten Anliegen , nämlich unſere lirchlichen Werkehier
vertreten zu ſehen — das war , es ſei nochmals erwähnt ,

IDI
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Ausgangspunkt der ganzen Diskuſſion —, nun wirklich
auch entſprechen könnte . Ich kann mir nicht vorſtellen , daß
man in einem kirchlichen Geſetz eine Beſtimmung feſtlegen
lönnte , einen Arbeiter zu wählen . In welch anderer Form
müßte das dann geſchehen ? 5

Abgeordneter Dr . Uhrig : Liebe Brüder ! Laſſen Sie
mich kurz noch ein grundſätzliches Wort ſagen . Ich muß
über das Verhältniswahlrecht ſprechen , weil mir im Ge⸗
ſpräch die Meinung entgegengetreten iſt , das Verhältnis⸗
wahlrecht , nun ja , alſo , das könnte man ja auch ganz gut
machen . Ich möchte nur darauf hinweiſen , daß man im
politiſchen Leben die Schattenſeiten des Verhältniswahl⸗
rechts ſehr deutlich erkannt hat , und daß daher die Be⸗
ſtrebungen entſtanden ſind , anſtelle des Verhältniswahl⸗
rechts die Wahl der einzelnen Perſönlichkeit zu ſetzen . Ich
halte dieſe Beſtrebungen für richtig und für gut im
Intereſſe der Geſundung unſeres politiſchen Lebens . Ich
halte aber das Verhältniswahlſyſtem für gänzlich un⸗
möglich im kirchlichen Raum ; denn das Verhältniswahl⸗
ſyſtem erfordert als Vorausſetzung die Gruppe oder Partei
mit dem geſamten Apparat . Die Liſten , natürlich nicht für
die kleineren , aber für die größeren Wahlkreiſe oder gar
für den ganzen Bereich unſerer Landeskirche werden von
einer Gruppe oder Parteibürokratie aufgeſtellt , und der
Wähler hat nur noch die Möglichkeit , ſchweren Herzens
zuzuſtimmen , oder ſich überhaupt von der Wahl fernzu⸗
halten . Ich halte das Verhältniswahlrecht für ganz un⸗
möglich : Und nun ſage ich : Wenn wir von dem Grund⸗
ſatz , den vorhin unſer Bruder Schneider aufgeſtellt hat ,
Kirchenbezirk gleich Kirchenbezirk — wenn wir von dem
abweichen , dann deswegen , weil die Zahl gewürdigt
werden ſoll . Die Zahl kann recht nur durch das Verhält⸗
niswahlſyſtem gewürdigt werden . Und damit ſind wir
dann , wenn wir den Weg der Würdigung der Zahl ein⸗
mal beſchreiten , wenn wir alſo ſagen , für jede ange⸗
fangenen 60 000 Seelen einen Abgeordneten , ſchon auf dem
Weg zum Verhältniswahlſyſtem . Eine grundſätzliche Er⸗
wägung kann dann dem Verhältniswahlſyſtem nicht mehr
entgegengehalten werden . Und darum , meine lieben Brü⸗
der , warne ich aufs dringendſte vor dieſer Anderung des
bisher geltenden Wahlrechts und möchte Sie ebenſo
dringend bitten , lehnen Sie dieſen Vorſchlag und natür⸗
lich die Anderungsvorſchläge ab . Vom Grundſätzlichen aus
geſehen braucht man zu den einzelnen Modalitäten keine
Stellung zu nehmen . Meine Ablehnung dieſer Anderung
der Wahlordnung iſt damit grundſätzlich begründet .
Selbſtverſtändlich ergibt ſich daraus auch die Abſtimmung
in den einzelnen Fällen . 5

Abgeordneter Frank : Eine kurze Bemerkung : Konſy⸗
nodaler Schneider führte aus , daß er die Berufung der
Arbeiter durch den Herrn Landesbiſchof der Wahl durchdie Bezirksſynodalen vorziehe , wenn ich ihn recht ver⸗
ſtanden habe . Ich möchte aber daran erinnern , daß aufder letzten Tagung der Synode von Seiten der Vertreterder Arbeiter betont wurde , daß ſie eine Wahl der Be⸗
rufung vorziehen würden , weil ſie darin eine noch ſtärkere
Bevollmächtigung ſehen würden und einen ſtärker tra⸗
genden Grund , auf dem ſie ſtünden .

Abgeordneter Schneider : Darf ich bitten , daß zu meiner
Anfrage von Seiten des zuſtändigen Herrn eine Antwort
erteilt wird , in welcher Weiſe nun Gewähr geboten iſt ,
daß Vertretern der einzelnen kirchlichen Werke — denn
an ſie iſt urſprünglich gedacht geweſen — nun Synodal⸗

ſitze zufallen . Daß Garantie , daß Gewähr gegeben iſt , daßſie auf Grund dieſer Wahlvorlage nun auch ſicher in die
Synode kommen .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Eine Gewähr iſt indieſem Geſetz nicht geboten , ſondern es kann nur aufandere Weiſe geſchehen . Wir ſind ja hier in der Kirche ,und es wird wohl möglich ſein , auf dem Wege von Mund

zu Mund und von der Einwirkung der Synodalen bei den
Beratungen und auf der Bezirksſynode bei der Heraus⸗
ſtellung von zu wählenden Männern oder Frauen darauf
die nötige Rückſicht zu nehmen . Das iſt das einzige , was
möglich iſt , aus dem Arbeiterſtand Vertreter hereinzu⸗
bekommen . Und ich glaube , daß das auch durchaus der
kirchlichen Geſamthaltung entſpricht . Anordnungen geben,
ins Geſetz ſchreiben , das iſt nicht möglich . Ich halte es
auch nicht einmal für möglich , daß bei den jetzt demnächſt
herauszugebenden Ausführungs⸗ und Durchführungsbe⸗
ſtimmungen darauf hingewieſen wird . Es wäre gut , wenn
die Synode etwas ſagen würde , daß das geſchehen ſoll.
Das iſt dann für den Referenten eine gewiſſe Unterlage .
Aber ich weiß nicht , ob das klug iſt ; denn im Augenblick ,
wo Sie für die Arbeiterſchaft Vertreter expressis verbis vor⸗
ſehen , müßten dann eben auch für andere Stände Vertreter
vorgeſehen werden . Und wir verlaſſen dann den Grund⸗
gedanken unſerer ganzen Verfaſſung .

Ich möchte auch warnen vor einer Erhöhung der Zahl
der zu Ernennenden . Wir haben uns das noch ein⸗
mal genau überlegt . In der Tagung der Synode vom
Januar iſt ja das der Gegenſatz geweſen : Die einen woll⸗
ten Wahl , die anderen wollten Ernennung . Und wir
haben im Oberkirchenrat und im Erweiterten Oberkirchen⸗
rat das eingehend durchgeſprochen und ſind aus den ver⸗
ſchiedenſten Erwägungen zum Ergebnis gekommen , daß
wir über die zehn nicht hinausgehen wollen .

Abgeordneter Meyer : Meine Herren Synodalenl Es

liegt mir am Herzen , ein Anliegen aus meinem Kirchen⸗
kreis hier zu Wort kommen zu laſſen . Wenn zwei Kirchen⸗
bezirke gemeinſam einen Pfarrerſynodalen wählen ſollen ,
dann wird mit größter Wahrſcheinlichkeit immer der
Kirchenbezirk unterliegen , der der kleinere iſt . Das iſt

natürlich für die Dauer für dieſen Kirchenbezirk, den

kleineren , und beſonders für die Pfarrerſchaft , wenig er⸗

mutigend . Wenn nun die Paragraphen dieſes Geſetzes,
z. B. Artikel ia angenommen werden , dann wird auch die

Kombination je zweier kleiner Kirchenbezirke angenom⸗
men und ſehr ſchwierig werden . Ich denke da z. B. an
Nordbaden , ich kann es ja ſagen , an den Kirchenbezirk
Ladenburg⸗Weinheim . Bisher waren wir kombiniert mit
Heidelberg . Der Kirchenbezirk Heidelberg wird aber nun

einen eigenen Synodalen wählen dürfen , weil er mehr

als 60 000 Glieder hat . Mit welchem Kirchenbezirk ſoll

dann Ladenburg⸗Weinheim beiſpielsweiſe kombiniert wer⸗

den ? Mit Oberheidelberg , ich glaube , der iſt auch an der
Grenze der 60 000. Es müßte alſo dann eine Kombination
getroffen werden von zwei Kirchenbezirken , die räumlic
weit auseinanderliegen . Wie ſollen dann dieſe beiden zu⸗

ſammen einen Pfarrerſynodalen wählen ?
Ich ſchlage deshalb vor , in Artikel 10 auffunehdden,

Von den Kirchenbezirken mit weniger als 60 000 mi
abwechſelnd die Hälfte je einen Pfarrer aus ihrerMi

1
Um es noch einmal deutlich darzuſtellen : Ich Wn

das ſo denken , wenn die Zahl der Seelen der einze 15
Kirchenbezirke feſtſteht , dann könnte man die W
bezirke unter 60 000 in zwei Gruppen teilen : al , 2 , irte
b1, b2, b3 uſw . Dann würden z. B. jetztdie Kirchenee
unter a ) wählen , und das nächſte Mal würden die

1
chenbezirke unter b) wählen . Alſo mein Antrag W

dahin gehen :
„ Von den Kirchenbezirken mit weniger als 910

wählt abwechſelnd die Hälfte je einen Pfarrer aus

ihrer Mitte . “
en!

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Meine lieben
Ich habe in den Jahren , die ich hier tätig ſein 10
manchmal den Satz entgegengehalten bekommen : 9 —
man denn in der Kirche auch alles regeln . Kann 5 en⸗
ia von Liebe will ich gar nicht reden , aber von geh



ſeitiger Rückſichtnahme — kann ſie hier nicht auch von
Bedeutung und Auswirkung ſein . Und jetzt erlebe ich, daß
es notwendig iſt , eine geſetzliche Regelung zu treffen , daß ,
wenn zwei Kirchenbezirke einen Pfarrer zu wählen haben
und in der letzten , in der jetzt verſammelten Synode der
Kirchenbezirk a) einen gewählt hat , man nun ſagt , jetzt
kommt b) dran . Das ſoll jetzt noch geſetzlich geregelt
werden !

Ich möchte bitten , daß man von dem Abſtand nimmt
und hoffe , daß auch durch das Einwirken der Synodalen
auf die Kirchenbezirke dieſe Rückſichtnahme getroffen wird ,
ohne daß das Geſetz und der Juriſt dahinter ſteht mit der
Peitſche und ſagt : So müßt ihr es jetzt machen !

Abgeordneter Kühlewein : Die Möglichkeit , daß bei der
Vermehrung der Sitze für die Landesſynode auch Vertreter
des Arbeiterſtandes , des Frauenwerks oder anderer Werke
der Kirche hereinkommen , müßte ſo geſchehen , daß dieſe
Werke ſo lebhaft ſind und ſo ſtark , daß ſie die Möglichkeit
haben , in den Bezirksſynoden es auch dahin zu bringen ,
daß ſolche Vertreter gewählt werden . Ich glaube , es wird
ganz allein davon abhängen , ob dieſe Werke ſo aktiv ſind ,
daß ihnen das gelingt . Aber es kann nur gelingen , wenn
in einem großen Bezirk zwei oder drei Laienvertreter ge⸗
wählt werden können . Ob damit , daß zwei oder drei Ver⸗
treter für einen Bezirk gewählt werden , ſchon das Ver⸗
hältniswahlrecht am dunklen Horizont heraufzieht , weiß
ich doch nicht . Es bleibt doch dabei auch eine Perſönlich⸗
keitswahl . Daß aber aus einer Zahl von 180 000 Seelen
leichter zwei oder drei Vertreter gewählt werden können ,
als aus einer Seelenzahl von 7000 einer , das iſt eine ſo
einfache Überlegung , daß man nicht etwas anderes da⸗
hinter vermuten und noch nicht die Gefahr an die Wand
malen muß , daß irgendwelche Gruppen oder Parteien ſich
einmal dieſer Sache bemächtigen werden .

Und zum dritten möchte ich ſagen : Wenn das ſo käme ,
wie der Synodale Meyer vorgeſchlagen hat , dann würde
das praktiſch heißen , daß jedesmal ſämtliche Geiſtliche in
der Synode wechſeln . Ob das für die Arbeit der Synode
gut ſein würde , wäre eine andere Frage .
Abgeordneter Schneider : Ich muß ſelbſt auf die Gefahr

hin , Herrn Oberkirchenrat Dr . Friedrich , den ich ſehr ver⸗
ehre , nun in ſeinen alten Tagen nochmals Kummer zu
machen , doch zu dieſer Frage der rechten Vertretung von

Arbeiterwerk , Frauenwerk , Jugendwerk und dergleichen
noch einmal das Wort ergreifen .
Was werden die Freunde , die auf der Januarſynode

mit einem ſolchen Ernſt und einer ſolchen Beharrlichkeit
die Forderung der Vertretung ihrer Kreiſe hier vertreten
haben, ſagen , wenn wir ein Geſetz jetzt beſchließen , das
tatſächlich nun die Frage völlig offen läßt , ob ſie zum
Zuge kommen . Das iſt mir eine Sorge . Ich habe dort mit
der gleichen Wärme vertreten wie die Freunde von der
Arbeiterſeite her , daß ſie zum Zuge kommen ſollten , weil

ich das für eine Bereicherung der Synode halte , wobei ich
allerdings vorausſetze , daß es nicht um den Arbeiter ,

ſondern um den evangeliſchen Arbeiter geht , um den
evangeliſchen Mann , der als Arbeiter in ſeiner Kirche
ſteht und dort auch praktiſch mitkämpft . Was werden ſie

ſagen , wenn wir ein Geſetz beſchließen , das zwar die Sitze
ehöht , aber keinerlei Möglichkeiten der Sicherung bietet .
Ich muß ſchon zur Erwägung geben , daß nach meiner Auf⸗
faſſung dann die Berufung die einzige Sicherheit bietet ,
daß wirklich die Vermehrung dieſem Anliegen und dieſem
Zweck, der damals ausgeſprochen wurde und den wir be —
jaht haben, auch entſpricht . Ich kann deshalb wahrhaftig
eigentlich nur meiner Sorge Ausdruck geben , daß wir

durch einen ſolchen Beſchluß , wie die Vorlage ihn bietet ,
ſicherlich den Wünſchen nicht entſprechen und bei den

Bridern von der anderen Seite nur Bedenken , ja vielleicht
Enttäuſchung wecken werden .

Zweite Sitzung 2¹

Ich muß deshalb ſagen , ich würde eine beſſere und
ſicherere Befriedigung und Löſung der Anliegen der
Brüder von der Januarſynode darin ſehen , daß wir nun
doch zur Berufung kommen .

Abgeordneter Dr . Barner : Wenn Sie im Protokoll der
vergangenen Tagung der Landesſynode Seite 45, 2. Spalte
Ziffer 4 die drei Punkte a ) b) und c) leſen , finden Sie dort
nicht erwähnt , daß einer der beiden weltlichen Abgeordne⸗
ten eines Kirchenbezirks für die Landesſynode ein Arbeiter
ſein müſſe . Dies geſchah deshalb nicht , weil wir auch
damals den Eindruck hatten , wir könnten eine ſolche Be⸗
ſtimmung nicht in das Geſetz aufnehmen . Auch der heute
leider nicht anweſende Arbeitervertreter , Abgeordneter
Henrich , und andere waren dieſer Meinung . Andererſeits
hofften ſie , daß das Männerwerk und insbeſondere das
Arbeiterwerk im Männerwerk in den Großſtädten ſchon
dafür ſorgen würden , daß Arbeiter in die Sprengelräte ,
Kirchengemeinderäte , Bezirksſynoden und dann auch in die
Landesſynode gewählt würden .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wir ſtehen hier auch vor
Wünſchen , die wir haben , und Aufgaben , die wir nicht
wortwörtlich in jeder Richtung erfüllen können . Aber mir
ſcheint doch die Wirkung des jetzt eingebrachten Vor⸗
ſchlages auch in dieſer Richtung zu laufen .

Was iſt der Sinn der Befugnis des Landesbiſchofs ,
Synodale außer den gewählten zu berufen ? Doch der ,
beſonders als qualifiziert angeſehene Perſonen , die bei
der Wahl nicht in die Synode gekommen ſind , zu Mit⸗
gliedern der Synode zu machen . Es iſt wohl keine Über⸗
ſchätzung der Großſtädte — und ich bin wohl als Agrar⸗
politiker gegen dieſen Verdacht auch gefeit — wenn wir
ſagen : Die Wahrſcheinlichkeit , daß mehrere ſo qualifi⸗
zierte Perſonen in einer Großſtadt , in einer großen Ge⸗
meinde , ſind , iſt größer als in einer kleinen Landgemeinde
oder einem kleinen Landkirchenbezirk . Deshalb möchte ich
als Wirkung dieſes Geſetzes erwarten , daß die Zahl derer ,
die man gerne in der Synode haben möchte , die aber bei
der Wahl nicht zum Zuge kommen , kleiner wird , und daß
dann dem Herrn Landesbiſchof mehr Plätze übrig bleiben
für die Berufung , auf die er dann alſo auch ganz beſon⸗
ders qualifizierte evangeliſche Arbeiter berufen kann ,
wenn ſie nicht vorher ſchon gewählt worden ſind .

Landesbiſchof D. Bender : Es war faſt vorauszuſehen ,
daß man , um das von Bruder Schneider ſkizzierte Pro⸗
blem zu löſen , auf den Ausweg verfällt , dem Landesbiſchof
zu empfehlen , unter den von ihm zu Berufenden auch
Leute aus dem Arbeiterſtand zu berufen .

Dazu muß ich folgendes zu bedenken geben : Unſer Syno⸗
dale Henrich ſelber hat es aus Kenntnis der Denkart
der Arbeiter für wünſchenswert gehalten , daß Arbeiter
nicht auf dem Weg der Berufung durch den Landesbiſchof ,
ſondern durch Wahl in die Landesſynode kommen . Ich
bin grundſätzlich gegen ein ſtändiſches Wahlprinzip für
kirchliche Gremien , aber ich halte es ebenſo für richtig ,
daß unſere Kirche heute ihr Augenmerk in einer beſon⸗
deren Weiſe auf ihre Glieder im Arbeiterſtand richten
muß . Damit gibt die Kirche nicht einem kirchlich getarnten
politiſchen Druck von Seiten des Arbeiterſtandes nach,
ſondern beweiſt , daß ſie die Mahnung des Jakobusbriefes
verſtanden hat , nach der dem Mann mit dem goldenen
Ring kein Ehrenplatz vor den einfachen Gemeindegliedern

gebührt . 5
Es wäre nicht gut , wenn ſich in den Gemeinden und

Kirchenbezirken , die auf Grund der Anderung des Wahl⸗
geſetzes mehrere Synodale wählen , die Meinung bilden
würde , daß ſie ſelbſt bei der Wahl nicht an die Arbeiter
zu denken brauchten , weil ja der Landesbiſchof dieſe im

Notfall berufen könne ; das wäre ein Beweis dafür , daß

unſere Gemeinden ſich von einer kleinbürgerlichen Denk⸗

weiſe nicht trennen können und wollen .
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Durch die Beſtimmung , nach der vom Landesbiſchof
10 Glieder der Kirche berufen werden , ſoll die Möglich⸗
keit geſchaffen werden , ſolche Leute zu gewinnen , die für

die Löſung der ſachlichen Aufgaben einer Landesſynode
unbedingt notwendig ſind , weil nach der langen Erfah⸗
rung unſerer Kirche die Wahl der Synode nicht alle Gaben

zuführt , die für die Durchführung der geſtellten Aufgaben

unerläßlich ſind .
Abgeordneter Dr . Schmechel : Ich werde dem Ausſchuß

einfach zuſtimmen , alſo ich werde meine Zuſtimmung

geben zu dem Vorſchlag , daß die großen Gemeinden mehr

Synodale entſenden . Ich teile die Befürchtung nicht , daß

ohne beſondere Feſtlegung oder ohne eine beſondere Emp⸗

fehlung keine Arbeiter oder nicht mehr Arbeiter in die

Synode kämen . Und zwar aus folgendem Grunde : Es iſt

gar nicht ſo, daß hier mit der Frage der Vertretung von
Arbeitern ein Wunſch , ein theoretiſcher Wunſchtraum ,
vorliegt . Sondern es iſt doch ſo, daß wir unter uns
Arbeiter haben , die dieſem Wunſch Ausdruck geben . Und

ich zweifle nicht daran , daß das , was ich in Mannheim
und in Karlsruhe ſehe , auch in den anderen großen
Gemeinden möglich ſein wird . Ich zweifle auch nicht
daran , daß die großen Gemeinden den rechten Geſichts⸗
punkt bei der Auswahl der Synodalen für die Landes⸗
ſynode haben . Woher nehmen wir das Mißtrauen ? Haben
wir es mit einer Erfindung der Landesſynode zu tun ?
Können wir nicht auch in die Kirchengemeinderäte oder
in die Gemeinden der Großſtädte dieſelbe Zuverſicht ſetzen
wie in uns ſelber ?

Alſo , ich perſönlich werde dem Ausſchuß mit gutem
Gewiſſen zuſtimmen und werde auch , ſoweit ich dabei
etwas tun kann , ſagen , daß bei der Vergrößerung der
Synodalenzahl die Arbeiter nicht zu kurz kommen dürfen .
Das werde ich mit gutem Gewiſſen durchführen und werde
auch andere Synodale bitten , das im Auge zu behalten ,
im vollen Bewußtſein , daß damit keineswegs eine neue
Standesbewegung in unſerer Kirche inauguriert wird , der
ich auch nicht das Wort reden könnte , ſondern daß hier
nur etwas vollzogen wird , was zu unſerer Freude bei uns
angefangen hat , daß nun auch in der Arbeiterſchaft
Männer da ſind , die den Vorausſetzungen entſprechen .
Es kommt hier eben auf Männer an , die in der Arbeiter⸗
ſchaft ſelber ihren Mann ſtellen , und dieſe Auswahl iſt
leichter in Großſtädten als an kleinen Orten . Was uns
gefreut hat , war das , daß wir gemerkt haben , hier ſpricht
jemand , der gewohnt iſt , für ſeine Kameraden , auch für
ſeine evangeliſchen Kameraden , ſich einzuſetzen . Solche
Männer wollen wir in der Synode haben . Ich gebe meine
Stimme mit gutem Gewiſſen , ohne dem gram zu ſein , der
anders entſcheidet .

Präfident Dr . Umhauer : Das Schlußwort hat der Herr
Berichterſtatter .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Meine Herren !
Es find uns ſoeben zwei Befürchtungen vorgetragen worden .
Zum einen ſeitens des Herrn Abgeordneten Uhrig die Be⸗
fürchtung , ja die Gefahr einer Verhältniswahl . Meine

Herren, dieſe Befürchtung brauchen wir nicht zu teilen ,
dürſen wir auch nicht teilen , da wir im kirchlichen Raume
nicht nur ſtehen , ſondern auch denken .

Die weitere Befürchtung war die des Herrn Abge⸗
ordneten Schneider , welche Gemähr dafür gegeben ſei , daß

bei der Erweiterung der Sitze der Synodalen auch Ange⸗
hörigedes Arbeiterſtandes in die Synode berufen werden .
Zu beiden Fragen wurde uns das Für und Wider vor⸗
etragen . Wir haben zum einen gehört , daß es zunächſt
nicht nur Sorge der Bezirksſynode allein iſt , ſondern auch
des Männerwerks und des Frauenwerks . Und es hat ſehr
zutreffend der Herr Landesbiſchof geſagt , unſere Augen

müſſen auf den Brüdern aus dem Arbeiterſtand ruhen.
Jawohl ! Das müſſen unſere Augen . Das iſt unſere mora⸗

liſche Pflicht . Und unter dieſem Geſichtspunkt der mora⸗
liſchen Pflicht wird auch die Gewähr wohl gegeben ſein .
Und damit wiederhole ich meine vorige Empfehlung : Es
wolle die Synode die Vorlage , wie ſie ſeitens des Ver⸗

faſſungsausſchuſſes eingebracht wurde , annehmen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich rufe auf : Überſchrift und

Einleitung .
Abgeordneter Zitt lieſt Artikel 1:

§S 30 der Wahlordnung erhält folgende Faſſung :
Die Landesſynode beſteht aus :

a ) Landesſynodalen , die nicht Pfarrer ſind und gewählt
werden in der Regel aus der Mitte der Bezirks⸗
ſynoden . Iſt der zu Wählende nicht Mitglied der

Bezirksſynode , ſo muß er doch Alteſter ſein . Jede

Bezirksſynode wählt einen Synodalen . Zählt der

Kirchenbezirk auf Grund der bei Einleitung der

Wahl amtlich feſtgeſtellten Bevölkerungsziffer 60 000

Evangeliſche und mehr , ſo wählt die Bezirksſynode
für jedes angefangene 60 000 je einen weiteren

Synodalen ;
Landesſynodalen , die Pfarrer find . Die Synoden
der Kirchenbezirke , die 60 000 und mehr Evangeliſche
zählen , wählen einen Pfarrer . Iſt die Zahl dieſer

letztgenannten Kirchenbezirke eine ungerade , ſo be⸗

ſtimmt der Evang . Oberkirchenrat , welcher Kirchen⸗
bezirkeinen Pfarrer zu wählen hat ;
zehn vom Landesbiſchof nach Anhörung des Landes⸗

kirchenrats zu berufenden Landesſynodalen , davon

aus einem Mitglied der Evang . ⸗Theologiſchen Fakul⸗
tät der Univerſität Heidelberg . Dieſe zu berufenden

Synodalen müſſen die Befähigung zum Alteſtenamt

haben , ſoweit ſie nicht Pfarrer ſind .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich bitte den Berichterſtatter
um Auskunft , was an Abſchnitt c) geändert iſt gegenüber
dem Bericht ?

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : In c) iſt fol⸗

gende Anderung eingetreten : Anſtelle „ Erweiterten Evang.
Oberkirchenrat “ heißt es „ Landeskirchenrat “ . Das iſt die

redaktionelle Anderung . — Sonſt iſt keine Anderung von

uns vorgeſchlagen worden .
Präſident Dr . Umhauer : Wünſcht noch jemand das

Wort zu Artikel 12 — Das iſt nicht der Fall . Nun habe

ich nach der Geſchäftsordnung zuerſt darüber abſtimmen zu

laſſen , ob der Antrag Meyer angenommen wird oder nicht.
Der Antrag wird gegen 4 Stimmen bei 5 Enthaltungen

abgelehnt .
Der Antrag des Ausſchuſſes wird angenommen mit

allen Stimmen gegen 3 bei einer Enthaltung .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich bitte ausdrütlich

feſtſtellen zu dürfen , daß dieſer Antrag als Abänderung
der kirchlichen Wahlordnung mit der für eine verfaſſungs⸗
ändernden ausreichenden Mehrheit angenommen worden
iſt . Wir haben in der kirchlichen Wahlordnung zwar ein

Geſetz , in dem nicht ausdrücklich ſteht , daß nur mit ver⸗

faſſungsändernder Mehrheit abgeändert werden kann . Aber
da wir hier ein Stück unſerer Grundordnung trafen , und
damit kein Zweifel aufkommen könne , bitte ich ausdrük⸗
lich feſtzuſtellen , daß die Mehrheit , die die Abänderung
beſchloſſen hat , für eine Verfaſſungsänderung ausreicht .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Nach meiner Meinung iſt das

erſt nötig in der Geſamtabſtimmung des ganzen Geſetzes .
Präſident Dr . Umhauer : Das iſt richtig . Wir können

alſo zu Artikel 2 übergehen .
Abgeordneter Zitt lieſt Artitel 2:

In 8 31 wird Satz 1 des Abſatzes 1 geſtrichen
fg⸗Der Evang . Oberkirchenrat wird ermächtigt , die kirch⸗

liche Wahlordnung in der jetzt gültigen Faſſung zu
veröffentlichen . Er wird mit der Durchführung dieſes

Geſetzes beauftragt .

b)

—



Artikel 2 wird mit allen gegen eine Stimme ange⸗
nommen .

In der Schlußabſtimmung wird das ganze Geſetz in der
vorliegenden Faſſung mit 32 gegen 3 Stimmen ange⸗
nommen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich ſtelle feſt : Die Synode

Dritte Sitzung
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beſteht aus 49 Abgeordneten . Abgeſtimmt haben eben 35,
alſo iſt die erforderliche Mehrheit anweſend , und auch die
erforderliche Mehrheit für die verfaſſungsändernden Geſetzeiſt gegeben .

Nun ſchließe ich die Sitzung .
Abgeordneter D. Dr Schlink ſpricht das Schlußgebet .

Dritte öffentliche Sitzung
Herrenalb , Donnerstag , den 30 . April 1953 , 15 . 30 Uhr .

A.
Bericht des Hauptausſchuſſes über die Neuauflage des

Kirchengeſangbuches .
Berichterſtatter : Synodale Hammann .

B.
Bericht des Hauptausſchuſſes zu der Vorlage betr . die

Einführung einer Neuen Kirchengeſchichte .
Berichterſtatter : Synodale Hammann u. Synodale Dürr .

2

Bericht des Finanzausſchuſſes zu der Vorlage 9 betr . die
Anderung des Geſetzes über die Regelung des Kinderzu⸗
ſchlages der kirchlichen Bedienſteten .

Berichterſtatter : Synodale Schneider .

D.

Bericht des Finanzausſchuſſes zu der Vorlage 10 betr .
die Beſoldungsverhältniſſe der kirchlichen Bedienſteten .

Berichterſtatter : Synodale Schneider .

E.
Vorſchlag des Finanzausſchuſſes über die Verwendung

eines prozentualen Anteiles an den Einkommenſteuerrück⸗
vergütungen an die Ortsgemeinden für beſondere Unter⸗
ſtützungszwecke .
Berichterſtatter : Synodale Schneider .

F.
Antrag des Finanzausſchuſſes auf Schaffung eines Fonds

für beſondereBedürfniſſe .
Berichterſtatter : Synodale Schneider .

G.

Bericht des Finanzausſchuſſes über die Finanzierung
eines Diaſporabauprogramms.
Berichterſtatter: Synodale Schneider .

K1.
Bericht des Hauptausſchuſſes und des Finanzausſchuſſes

den Stand ihrer Beratungen hinſichtlich der Anſtel⸗
ung hauptamtlicher Kirchenmuſiker ( Antrag Hornberg und

Heidelberg).
Berichterſtatter : Synodale Frank u. Synodale Schneider .

18
Bericht des Hauptausſchuſſes über die Eingabe des

79 Männerkreiſes der Paulusgemeinde Karlsruhe das
hriſtuskreuz in Schulzimmern betr .
Berichterſtatter: Synodale Dürr .

E.
Schlußwort des Herrn Landesbiſchof .

*

Waldene Dr. Umhauer eröffnet die Sitzung .

Präſbenet Dekan Hauß ſpricht das Eingangsgebet .

5 Dr. Umhauer : Ich begrüße Herrn Kirchenrat

30 f. en Verfaſſer des Entwurfs der Kirchengeſchichte .reue mich, daß er in unſerem Kreis erſchienen iſt , um

zu Beginn der Beratung der Kirchengeſchichte einigeWorte zu ſprechen .

A.

Zunächſt kommt zur Verhandlung der Bericht des Haupt⸗
ausſchuſſes über die Neuauflage des Kirchen⸗
geſangbuches . Berichterſtatter iſt Herr Pfarrer Ham⸗
mann .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Hohe Synode !
Herr Oberkirchenrat Dürr hat als der Vorſitzende der vor

zwei Jahren eingeſetzten Geſangbuchkomiſſion den Antragan die Synode gerichtet , dieſe Komiſſion zu bevollmäch⸗
tigen , die zur Vorbereitung einer neuen Auflage und eines
Neudrucks des Geſangbuches notwendigen redaktionellen
Anderungen vornehmen zu können .

In Verbindung damit ſteht der von den vier Synodalen
Dr . Barner , Kühlewein , Günther und Hammann vorge⸗
legte Antrag ,

die Synode wolle prüfen und darüber entſcheiden , ob
die geplanten Anderungen und Verbeſſerungen vor⸗
genommen werden ſollen .

I. Die Sachlage
Der HA ließ ſich zunächſt von den Anläſſen berichten ,

die zu dieſen Anträgen geführt haben . Darnach konnte die
damals von der Synode ernannte Komiſſion , zu der neben
den vier Synodalen Dr . Köhnlein , Müller , Schäfer und
Hammann die Herren Profeſſor Dr . Poppen , Dr . Scheuer⸗
pflug und Pfarrer Zöbeley berufen worden und die unter
dem Vorſitz des Herrn Oberkirchenrats Dürr einige Male
zuſammengekommen waren , nur die dringendſten redak⸗
tionellen Verbeſſerungen und Vorſchläge zur erſten Heraus⸗
gabe des Geſangbuches durchführen . Die Komiſſion ver⸗
fuhr dabei nach beſtimmten Richtlinien , die aber damals
bereits in dem ja ſchon vorliegenden Stammteil nicht

überall einheitlich und gleichmäßig durchgeführt worden
waren .

Deshalb ſah ſich die Komiſſion auf zwei weiteren in⸗
zwiſchen erfolgten Sitzungen veranlaßt , zu prüfen , ob man
ſich den auch in anderen , neuerdings erſchienene Geſang⸗
büchern übernommenen Richtlinien anſchließen könnte
und ſollte . Dank der umfaſſenden und gründlichen Vor⸗

arbeit , die durch den Vorſitzenden der Komiſſion geleiſtet
wurde , wurde feſtgeſtellt , daß allerlei Fehler und Un⸗

ſtimmigkeiten in der jetzigen Ausgabe vorhanden ſind .
Eine größere Anzahl von Anſchreiben , über 50 an Zahl ,
die der Komiſſion ferner noch vorgelegt wurden , beſtätigen
dies . Neuere Forſchungen hinſichtlich der Verfaſſer und

Komponiſten und der Entſtehungszeiten der Lieder haben
in einer Reihe von Fällen auch neue Ergebniſſegebracht .

Nun hätte man manches davon wohl noch länger liegen

laſſen können , wenn nun nicht ſchon in Kürze eine Neu⸗

auflage des Geſangbuches notwendig würde ! Hinzu kommt
noch , daß ein vollſtändiger Neuſatz des ganzen Geſang⸗
buches jetzt benötigt wird , da die Druckplatten ziemlich

verbraucht ſind . Zwar könnte etwa auf Weihnachten noch⸗
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